










































































































































































































































































































Der Landkreis Erlangen-Höchstadt, 

vertreten durch den Landrat 

 

der Landkreis Forchheim, 

vertreten durch den Landrat 

 

die Stadt Erlangen, 

vertreten durch den Oberbürgermeister, 

 

(nachfolgend auch „die Gebietskörperschaften“ genannt) 

 

sowie 

 

der Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach 

(ZV StUB),  

vertreten durch den Verbandsvorsitzenden, 

 

(nachfolgend gemeinsam auch „die Beteiligten“ genannt) 

 

schließen gemäß Art. 2 Abs. 1, Art. 7 Abs. 2 Satz 1, Abs. 5 und Art. 14 KommZG 

folgende 

 

1. Änderungsvereinbarung  

 

zur  Zweckvereinbarung über die Einbindung des Ost-Astes in die weiteren StUB-Planungen 

vom 19.11.2021/23.11.2021/24.11.2021, bekannt gemacht im Mittelfränkischen Amtsblatt am 

15.12.2021 und in Kraft getreten am 16.12.2021 

 

Präambel 

Um für den weiteren politischen Entscheidungsprozess bezüglich des Ost-Astes Klarheit 

über den Streckenverlauf zu erhalten, soll das Arbeitsprogramm der Zweckvereinbarung im 

Wege dieser Änderungsvereinbarung  vor einem möglichen Beitritt der Landkreise Erlangen-

Höchstadt und Forchheim zum Zweckverband StUB um die Durchführung der 

Raumverträglichkeitsprüfung (ehem. Raumordnungsverfahren) für den Ost-Ast ergänzt 

werden. 

 

 

 



§ 1 – Änderung der Präambel der Zweckvereinbarung 

Der 4. Absatz der Präambel der Zweckvereinbarung wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Verhandlungen und das Verfahren über die Einbindung des Ost-Astes in die weiteren 

StUB -Planungen gliedern sich in zwei Phasen: In der Phase 1 gibt der ZV StUB auf Basis 

der vorliegenden delegierenden Aufgabenübertragungen eine Planung für den Ost-Ast in 

Auftrag, die eine Abbildung des gesamten T-Netzes im Zuschuss-Einzelantrag des L-Netzes 

ermöglicht. Der ZV StUB lässt zudem eine Raumverträglichkeitsprüfung für das Vorhaben 

durchführen. Anschließend streben die Beteiligten in der Phase 2 einen Beitritt der 

Landkreise Erlangen-Höchstadt und Forchheim zum ZV StUB o.ä. an, um die weiteren 

erforderlichen Schritte in dem Projekt wie z.B. das Planfeststellungsverfahren zu 

durchlaufen, den Fördermittel-Einzelantrag zu stellen, sowie die weitere Planung, den Bau 

und den Betrieb der StUB im T-Netz durchzuführen.“ 

 

§ 2  –  Änderung des § 2 Abs. 1 der Zweckvereinbarung 

§ 2 Abs. 1 der Zweckvereinbarung wird um folgenden, weiteren Aufzählungspunkt ergänzt: 

• Durchführung der Raumverträglichkeitsprüfung 

 

§ 3  –  Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 

(1) Die übrigen Regelungen der Zweckvereinbarung, die von den vorgenannten 

Änderungen nicht betroffen sind, bleiben unberührt. 

(2) Wenn eine Bestimmung dieses Vertrags aus irgendeinem Grund ungültig sein oder 

werden sollte oder eine Vertragslücke vorhanden ist, so wird die Wirksamkeit der 

übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die Vertragspartner werden sodann 

einvernehmlich eine den rechtlichen und wirtschaftlichen Interessen der Beteiligten 

entsprechende Lösung suchen. 

(3) Mündliche Nebenvereinbarungen sind nicht getroffen. Jede Änderung oder 

Ergänzung, einschließlich dieser Bestimmung, bedarf der Schriftform. Desgleichen 

bedürfen alle die Ausführungen dieser Vereinbarung betreffenden Mitteilungen der 

Schriftform. 

(4) Mündliche oder fernmündliche Absprachen oder Mitteilungen werden erst mit 

Eingang der unverzüglich zu fertigenden schriftlichen Bestätigungen durch die 

anderen Beteiligten sowie einer Anzeige gegenüber der Regierung von Mittelfranken 

oder deren Genehmigung wirksam. 

(5) Die Änderungsvereinbarung bedarf gemäß Art. 14 Abs. 2 Satz 1 KommZG der 

Genehmigung durch die Regierung von Mittelfranken. Sie tritt am Tag nach der 

Bekanntmachung im Mittelfränkischen Amtsblatt in Kraft. 

(6) Diese Änderungsvereinbarung  wird fünffach ausgefertigt. Jeder Vertragspartner 

erhält eine Ausfertigung.  
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1. Auftrag und Auftragsbedingungen

Der gesetzliche Vertreter des 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn

Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach,

Erlangen

- im Folgenden auch Zweckverband oder ZV StUB genannt – beauftragte uns, den Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2025 für das Geschäftsjahr (= Wirtschaftsjahr) vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025

nach Maßgabe der handelsrechtlichen Vorschriften, der Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung und den

ergänzenden satzungsrechtlichen Regelungen zu erstellen. 

Der Auftrag ist darauf gerichtet, den Jahresabschluss des Zweckverbands – bestehend aus Bilanz, Gewinn-

und Verlustrechnung und Anhang – für das Geschäftsjahr 2025 zu erstellen. Grundlage für die Erstellung

waren die von uns geführten Bücher (Finanzbuchführung, Führung des Anlagenverzeichnisses) und die uns

darüber hinaus vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise, die wir auftragsgemäß nicht geprüft

haben, sowie die uns erteilten Auskünfte. Gegenstand des Auftrages ist die Beurteilung der Ordnungs-

mäßigkeit und Plausibilität der uns vorgelegten Unterlagen und erteilten Auskünfte. 

Der ZV StUB hat von der Möglichkeit des Art. 40 Abs. 2 KommZG Gebrauch gemacht, die Wirtschafts-

führung des Zweckverbandes nach der Eigenbetriebsverordnung zu richten, da zum 1.1.2018 innerhalb des

Zweckverbandes ein Regiebetrieb errichtet wurde, der den gesamten Geschäftsbetrieb umfasst.

Der Zweckverband führt die Einrichtung der Stadt-Umland-Bahn entsprechend Art. 88 Abs. 6 GO nach den

Vorschriften über die Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe. Das es sich bei Planung, Bau und späterem

Betrieb der Stadt-Umland-Bahn um den Hauptzweck des Verbandes handelt, sieht § 16 der Satzung vor,

dass die Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für die Verbandswirtschaft entsprechend gelten. 

Gemäß § 20 EBV finden allgemeine Vorschriften, die Vorschriften über den Ansatz, die Bilanz, die Gewinn-

und Verlustrechnung, die Bewertung und über den Anhang, die nach dem Dritten Buch des HGB (Erster und

Zweiter Abschnitt) für den Jahresabschluss gelten, sinngemäß Anwendung, soweit sich aus der EBV oder

der Zweckverbandssatzung nichts anderes ergibt. Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden freiwillig

nach den Regelungen für große Kapitalgesellschaften aufgestellt und geprüft.
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Mit dem Auftraggeber wurde vereinbart, dass keine Berichterstattung über die rechtlichen, steuerlichen und

wirtschaftlichen Verhältnisse erfolgt und dass die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage nicht analysiert wird.

Dem Auftrag liegen die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und

Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2024 zugrunde.

Dieser Erstellungsbericht erstattet Bericht über unsere Tätigkeiten und die von uns erlangten Erkenntnisse

im Rahmen der Durchführung des Erstellungsauftrages. Er ist an die Geschäftsführung des Zweckverbands

gerichtet.
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2. Gegenstand, Art und Umfang der Tätigkeit

Bei Art und Umfang unserer Tätigkeit haben wir auftragsgemäß die deutschen handelsrechtlichen

Bestimmungen einschließlich der ergänzenden Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und die

satzungsmäßigen Bestimmungen, die Vorschriften der EBV sowie den Standard S 7 des Instituts der

Wirtschaftsprüfer (IDW) zu den Grundsätzen für die Erstellung von Jahresabschlüssen durch Wirtschafts-

prüfer beachtet. 

Wir haben den Auftrag im Zeitraum Februar bis März 2026 in den Räumlichkeiten der Göken, Pollak und

Partner Treuhandgesellschaft mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Nürnberg

durchgeführt. Die Arbeiten wurden am 16. März 2026 beendet.

Ausgangspunkt unserer Tätigkeit war der von uns erstellte und vom Bayerischen Kommunalen

Prüfungsverband (BKPV) geprüfte Jahresabschluss des Vorjahres.

Als Erstellungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen und Inventare, die uns übergebenen

Belege sowie die erteilten Auskünfte und Anweisungen über die Ausübung von Wahlrechten. Die

vorgelegten Unterlagen und erteilten Auskünfte haben wir auf ihre Ordnungsmäßigkeit und Plausibilität

beurteilt. 

Der Erstellungsauftrag umfasste die Entwicklung des Jahresabschlusses (Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung und Anhang) auf der Basis der von uns erstellten Buchführung und den uns darüber hinaus

vorgelegten Belegen und Bestandsnachweisen unter Berücksichtigung der uns erteilten Auskünfte. Die

Beurteilung der internen Kontrollstruktur sowie die Prüfung der erteilten Auskünfte und Vorgaben waren nicht

Gegenstand unseres Erstellungsauftrages.

Unbeschadet dieses Erstellungsauftrages verbleibt die Verantwortung für die Vollständigkeit und Richtigkeit

der Buchführung und des Jahresabschlusses bei dem gesetzlichen Vertreter des Zweckverbands.

Die erbetenen Auskünfte, Erklärungen und Nachweise wurden uns von dem kaufmännischen Leiter des ZV

StUB , Herrn Daniel Große-Verspohl, sowie Herrn Martin Pflugmann-Neudeck Teilprojektleiter Controlling

und Finanzen, erteilt.

Der kaufmännische Leiter bestätigte uns die Vollständigkeit des Jahresabschlusses schriftlich am 

16. März 2026.
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3. Bescheinigung

Auftragsgemäß erteilen wir dem Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 in der diesem Bericht als Anlage

beigefügten Fassung folgende

BESCHEINIGUNG

An den  Zweckverband Stadt-Umland-Bahn

 Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach,

 Erlangen

Wir haben auftragsgemäß den nachstehenden Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz und Gewinn- und

Verlustrechnung sowie Anhang – des Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogen-

aurach Erlangen, für das Geschäftsjahr (= Wirtschaftsjahr) vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025

unter Beachtung der deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und der ergänzenden landesrechtlichen

Vorschriften sowie der ergänzenden Bestimmungen der Satzung erstellt. Grundlage für die Erstellung waren

die von uns durchgeführte Buchführung (Finanzbuchführung, Führung des Anlagenverzeichnisses) und die

uns darüber hinaus vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise, die wir auftragsgemäß nicht

geprüft haben, wohl aber auf Plausibilität beurteilt haben, sowie die uns erteilten Auskünfte. Die Buch-

führung sowie die Aufstellung des Inventars und des Jahresabschlusses nach den deutschen handels-

rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen der

Satzung liegen in der Verantwortung des gesetzlichen Vertreters des Zweckverbands.

Wir haben unseren Auftrag unter Beachtung des IDW Standards: Grundsätze für die Erstellung von

Jahresabschlüssen (IDW S 7) durchgeführt. Dieser umfasst die Entwicklung der Bilanz und der Gewinn- und

Verlustrechnung sowie des Anhangs auf der Grundlage der Buchführung und des Inventars sowie der

Vorgaben zu den anzuwendenden Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden. Zur Beurteilung der Plausibilität

der uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise, an deren Zustandekommen wir nicht

mitgewirkt haben, haben wir Befragungen und analytische Beurteilungen vorgenommen, um mit einer

gewissen Sicherheit auszuschließen, dass diese nicht ordnungsgemäß sind. Hierbei sind uns keine

Umstände bekannt geworden, die gegen die Ordnungsmäßigkeit der uns vorgelegten Unterlagen und des

auf dieser Grundlage von uns erstellten Jahresabschlusses sprechen.
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Nürnberg, 26. März 2026

Göken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

Dr. Fabian Göken    Kathrin Engelhardt

Rechtsanwalt / Steuerberater    Steuerfachwirtin 
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BILANZ zum 31. Dezember 2025

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach, 91052 Erlangen                                                                      

AKTIVA

 

EUR
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 

A. Anlagevermögen

 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

 

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen,
gewerbliche Schutzrechte und ähn-
liche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und
Werten 834,00 5.834,00

 

II. Sachanlagen

 

1. Grundstücke und grundstücksgleiche
Rechte mit Geschäfts- Betriebs- und
anderen Bauten 314.777,54 303.251,54

2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 54.479,00 68.314,00

3. geleistete Anzahlungen und Anlagen
im Bau 22.669.781,24 18.634.440,55

23.039.037,78 19.006.006,09
 

Summe Anlagevermögen 23.039.871,78 19.011.840,09

 

B. Umlaufvermögen

 

I. Vorräte

 

1. unfertige Erzeugnisse, unfertige Leis-
tungen 3.932,03 0,00

 

PASSIVA

 

EUR
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 

A. Eigenkapital

 
 

I. Rücklagen

1. Allgemeine Rücklage 320.438,49 320.438,49
 

II. Gewinn-/Verlust des Vorjahres 1.466.255,36 839.954,52

 

III. Jahresgewinn 570.915,70 626.300,84

 

Summe Eigenkapital 2.357.609,55 1.786.693,85

 

B. Sonderposten für Investitionsumla-
gen 23.039.871,78 19.011.840,09

 

C. Rückstellungen

 

1. Rückstellungen für Pensionen und
ähnliche Verpflichtungen 0,00 418.025,00

2. sonstige Rückstellungen 388.062,83 525.007,26

388.062,83 943.032,26
 

D. Verbindlichkeiten

 

1. Erhaltene Anzahlungen auf Bestel-
lungen 615.437,60 618.517,84

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 351.492,75 315.567,49

3. sonstige Verbindlichkeiten 16.910.306,85 17.126.156,46

17.877.237,20 18.060.241,79
 

E. Rechnungsabgrenzungsposten 204,32 183,00
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BILANZ zum 31. Dezember 2025

                                                                         Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach, 91052 Erlangen                                                                  
AKTIVA

 

EUR
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 
Übertrag 23.043.803,81 19.011.840,09

 
II. Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände

 

1. Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen 424,74 368.782,56

2. Sonstige Vermögensgegenstände 779.700,47 705.279,00

780.125,21 1.074.061,56
 

III. Schecks, Kassenbestand, Bundes-
bank- und Postgiroguthaben, Gut-
haben bei Kreditinstituten 19.835.602,25 19.705.329,53

 

Summe Umlaufvermögen 20.619.659,49 20.779.391,09

 

C. Rechnungsabgrenzungsposten 3.454,41 10.759,81

 

43.662.985,68 39.801.990,99

PASSIVA

 

EUR
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 
Übertrag 43.662.985,68 39.801.990,99

 

43.662.985,68 39.801.990,99
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen

EUR
Geschäftsjahr

EUR
Vorjahr

EUR
 

1. Umsatzerlöse 926,58 984,65
 

2. Erhöhung des Bestandes an fertigen und
unfertigen Erzeugnissen 3.932,03 309.406,31-

 

3. andere aktivierte Eigenleistungen 706.417,14 548.818,49
 

4. Sonstige betriebliche Erträge 2.332.701,57 2.647.964,90
 

5. Materialaufwand

a) Aufwendungen für bezogene Leistun-
gen 3.932,03 0,00

 

6. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 1.430.944,85 1.224.565,45

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und für Unterstützung 541.294,51 340.166,84

- davon für Altersversorgung 
EUR 243.924,89 (EUR 112.339,92) 1.972.239,36

 

7. Abschreibungen

a) Abschreibungen auf immaterielle Ver-
mögensgegenstände des Anlagevermö-
gens und Sachanlagen 24.269,92 20.717,61

 

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 848.796,95 1.244.809,60
 

9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 376.244,94 590.202,19
 

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0,00 21.965,00

- davon Zinsaufwendungen aus der
Abzinsung von Rückstellungen 
EUR 0,00 (EUR 21.965,00)

 

11. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfts-
tätigkeit 570.984,00 626.339,42

 

12. Steuern vom Einkommen und vom
Ertrag 0,54- 1,66-

 

13. sonstige Steuern 68,84 40,24
 

14. Jahresgewinn 570.915,70 626.300,84
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 Anhang für das Geschäftsjahr (= Wirtschaftsjahr) 2025

1. Gesetzliche Grundlagen und Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Der Zweckverband wurde zum 16. April 2016 durch amtliche Bekanntmachung der Satzung

(Mittelfränkisches Amtsblatt Nr. 4/2016 vom 15. April 2016) errichtet. 

Der ZV StUB hat von der Möglichkeit des Art. 40 Abs. 2 KommZG Gebrauch gemacht, die

Wirtschaftsführung des Zweckverbandes nach der Eigenbetriebsverordnung zu richten, da zum 1.1.2018

innerhalb des Zweckverbandes ein Regiebetrieb errichtet wurde, der den gesamten Geschäftsbetrieb

umfasst.

Der Zweckverband führt die Einrichtung der Stadt-Umland-Bahn gemäß Art. 88 Abs. 6 GO entsprechend

den Vorschriften über die Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe. Da es sich bei Planung, Bau und späterem

Betrieb der Stadt-Umland-Bahn um den Hauptzweck des Verbandes handelt, sieht § 16 der Satzung vor,

dass die Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung für die Verbandswirtschaft entsprechend gelten. 

Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr. 

2. Unternehmensangaben

Name:    Zweckverband Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach (ZV StUB) 

Sitz:     Erlangen

Verbandsmitglieder:  Stadt Nürnberg, Stadt Erlangen, Stadt Herzogenaurach

3. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Der Jahresabschluss des ZV StUB ist nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches und der

Eigenbetriebsverordnung aufgestellt. 

3.1 Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen

Die immateriellen Vermögensgegenstände und Sachanlagen wurden mit den Anschaffungs- bzw.

Herstellungskosten bewertet und, soweit abnutzbar, um planmäßige Abschreibungen vermindert. Die

Zugänge des Wirtschaftsjahres wurden teilweise um die Bestandsminderung der Anlagen im Bau gekürzt.

Die planmäßigen Abschreibungen erfolgen linear unter Zugrundelegung der betriebsgewöhnlichen

Nutzungsdauer.

Geringwertige Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten zwischen 250,00 EUR bis zu 800,00 EUR

werden im Jahr des Zugangs voll abgeschrieben. Geringwertige Vermögensgegenstände, deren

Anschaffungskosten den Betrag von 250,00 Euro nicht überschreiten werden im Zugangsjahr sofort

aufwandswirksam erfasst.

3.2 Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert angesetzt. Das strenge

Niederstwertprinzip ist beachtet. Gleichwohl waren Einzelwertberichtigungen auf Forderungen mit

erkennbaren Risiken oder Pauschalwertberichtigungen im Geschäftsjahr 2025 nicht veranlasst. 
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3.3 Flüssige Mittel

Die flüssigen Mittel werden zu Nominalwerten angesetzt.

3.4 Rechnungsabgrenzungsposten

Die Rechnungsabgrenzungsposten sind mit ihrem rechnerischen Betrag angesetzt. 

3.5 Eigenkapital

Das Eigenkapital ist mit seinem rechnerischen Betrag angesetzt und wird jährlich fortgeschrieben. 

3.6 Sonderposten für Investitionsumlagen

In den Sonderposten für Investitionsumlagen werden verwendete Investitionsumlagen der Mitglieder

ausgewiesen und grundsätzlich in Höhe der Abschreibung der finanzierten Anlagegüter erfolgswirksam

aufgelöst.

3.7 Sonstige Rückstellungen

Die sonstigen Rückstellungen erfassen alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verbindlichkeiten und sind

mit dem Erfüllungsbetrag bewertet, der nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendig ist. 

3.8 Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag bilanziert. In den sonstigen Verbindlichkeiten werden

nicht verwendete Investitionsumlagen der Mitglieder ausgewiesen.
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4. Angaben zur Bilanz

4.1 Anlagevermögen

Die Aufgliederung und die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist im Anlagennachweis

dargestellt.

4.2 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Sämtliche Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit von

weniger als einem Jahr. 

In den sonstigen Vermögensgegenständen sind im wesentlichen Forderungen aus Kautionen und aus

Umsatzsteuererstattungen ausgewiesen. 

4.3 Eigenkapital

Im Eigenkapital sind die Allgemeinen Rücklagen in Höhe von 320.438,49 Euro und der Jahresgewinn 2025

in Höhe von 570.915,70 Euro sowie der Gewinnvortrag in Höhe von 1.466.255,36 Euro ausgewiesen. 

4.4 Sonderposten für Investitionsumlagen

In den Sonderposten sind verwendete Investitionsumlagen der Mitglieder in folgender Höhe ausgewiesen: 

Stand 01.01.2025 19.011.840,09 EUR

Zugang i.H.d. Investitionen 4.052.301,61 EUR

Auflösung - 24.269,92 EUR

Stand 31.12.2025 23.039.871,78 EUR

4.5 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen

Die Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen wurden aufgelöst, da zum Stichtag die

Verpflichtung weggefallen ist. 
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4.6 Sonstige Rückstellungen

In den sonstigen Rückstellungen ist eine Rückstellung für langfristige Verpflichtungen aus einer

Versorgungslastenteilung gem. Art. 95 BayBeamtVG durch die Bayerische Versorgungskammer wegen

einen Dienstherrenwechsel i.H.v. 149.264,28 Euro bilanziert.

Die Rückstellungen für Beihilfeverpflichtungen im Pensionszeitraum wurden aufgelöst, da zum Stichtag

keine Verpflichtung mehr bestand.

Im Weiteren sind für ausstehende Rechnungen, Urlaubs- und Überstundenverpflichtungen sowie Kosten für

Buchhaltung und für die Erstellung des Jahresabschlusses 2025 sonstige Rückstellungen gebildet.

Die sonstigen Rückstellungen haben sich wie folgt entwickelt:

Stand Verbrauch Auflösung Zuführung Auf- (+) / Stand

01.01.2025 Abzinsung (-) 31.12.2025

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Überstunden

Urlaub und

129.524,23 129.524,23 0,00 140.817,03 0,00 140.817,03

Personalkosten 18.092,37 18.055,39 36,98 24.457,27 0,00 24.457,27

kosten

Jahresabschluss-

22.583,00 17.783,00 0,00 18.865,00 0,00 23.665,00

unterlagen

Geschäfts-

Aufbewahrung

3.427,08 0,00 0,00 0,00 0,00 3.427,08

Rechnungen

Ausstehende

312.883,58 293.296,94 1.927,77 28.773,30 0,00 46.432,17

verpflichtung

Beihilfe-

38.497,00 0,00 38.497,00 0,00 0,00 0,00

Verpflichtung

Langfristige

0,00 0,00 0,00 149.264,28 0,00 149.264,28

Summe
525.007,26 458.659,56 40.461,75 362.176,88 0,00 388.062,83
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4.8  Verbindlichkeiten

4.8.1 Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen

Die erhaltenen Anzahlungen auf Bestellungen beinhalten Anzahlungen der Stadt Erlangen für das

Verkehrsgutachten Ostast in Höhe von 43.624,23  Euro (VJ 69.000,00 Euro) sowie nicht verausgabte Mittel

für die Planung des Ostastes in Höhe von 571.813,37 Euro (VJ 549.517,84 Euro).

Der nicht verbrauchte Ostast-Kostenersatz wurde wie folgt ermittelt:

Stand 01.01.2025 549.517,84 EUR

Zuweisungen Ostast-Kostenersatz 

   Stadt Erlangen 25.375,77 EUR

   Landkreis Forchheim 73.300,34 EUR

   Landkreis Erlangen-Höchstadt 68.599,89 EUR

Zwischensumme 716.793,84 EUR

Auflösung Rückstellungen Ostast 0,00 EUR

Zwischensumme 716.793,84 EUR

Aufwand Ostast

   Leistungen Planung Ostast -131.282,63 EUR

   Personalkosten -10.540,63 EUR

   Arbeitsplatzkosten -3.157,21 EUR

Zwischensumme -144.980,47 EUR

Stand 31.12.2025 571.813,37 EUR

4.8.2 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von 351.492,75 Euro (VJ 315.567,49 Euro)

haben eine Restlaufzeit von weniger als ein Jahr. 



Anlage 4

Seite 6
 

4.8.3  Sonstige Verbindlichkeiten

Die sonstigen Verbindlichkeiten enthalten nicht verbrauchte Investitionsumlagen der Mitglieder in Höhe von

16.910.306,85 Euro (VJ 17.126.156,46 Euro). Diese werden entsprechend dem Wirtschaftsplan 2026 in

Höhe von 9.506.608,83 Euro in den Jahren 2026 bis 2028 verwendet. Der Restbetrag in Höhe von

7.403.698,02 Euro soll in den Jahren folgend 2026 verwendet werden. 

Die nicht verbrauchten Investitionsumlagen haben sich wie folgt entwickelt:

Stand 01.01.2025 17.126.156,46 EUR

Zuführung Investitionsumlagen 

   Nürnberg 800.284,00 EUR

   Erlangen 2.406.990,00 EUR

   Herzogenaurach 629.178,00 EUR

Zwischensumme 20.962.608,46  EUR

Abgang i.H.d. Investitionen -4.052.301,61 EUR

Stand 31.12.2025 16.910.306,85  EUR
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5. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

5.1 Erhöhung des Bestandes an fertigen und unfertigen Erzeugnissen

Die Bestandsveränderung unfertiger Erzeugnisse in Höhe von 3.932,03 Euro bezieht sich auf noch

weiterzuverrechnende Aufwendungen (Zuweisungen zu Kostenteilungen).

5.2 aktivierte Eigenleistungen

Die aktivierten Eigenleistungen in Höhe von 706.417,14 Euro betreffen zurechenbare anteilige

Personalkosten, welche in die Anschaffungs- und Herstellungskosten der Stadt-Umland-Bahn

(Planungskosten) eingehen.

5.3 Sonstige betriebliche Erträge

Ausgewiesen sind neben der Zweckverbandsumlage-Ergebnis (§ 4 Abs. 1 der Haushaltssatzung) in Höhe

von 1.704.296,00 Euro die Auflösung des Sonderpostens aus Investitionsumlagen in Höhe von 24.269,92

Euro und Erträge aus der Auflösung von sonstigen Rückstellungen in Höhe von 458.486,75 Euro. Zusätzlich

ausgewiesen ist der Ostast-Kostenersatz in Höhe von 144.980,47 Euro.

5.4 Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten in 2025 Kosten in Höhe von 131.282,63 Euro für

Leistungen bezüglich des nach der Zweckvereinbarung zu planenden StUB-Ostastes. Darüber hinaus fielen

für Koordination mit der Stadt Erlangen Kosten in Höhe von 96.914,24 Euro an. Daneben sind wie im

Vorjahr Verwaltungskosten der Stadt Erlangen, Anzeigenkosten und Kosten für Veranstaltungen im Rahmen

des Dialogforums sowie Aufwendungen für die angemieteten Räumlichkeiten der Geschäftsstelle enthalten.

6. Bestellobligo

Zum Bilanzstichtag bestand ein Bestellobligo für Planungsleistungen des Sachanlagevermögens in Höhe

von 21.678.150,39 Euro.

7. Außerbilanzielle Geschäfte

Nicht in der Bilanz enthaltene Geschäfte liegen nicht vor.

8. Arbeitnehmerzahl

Der Zweckverband beschäftigte 21 (Vorjahr: 20) Arbeitnehmer_innen im Geschäftsjahr 2025. 

9. Ergebnisverwendung

Der Jahresgewinn 2025 in Höhe von 570.915,70 Euro wird auf neue Rechnung vorgetragen.
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10. Organe und Organbezüge

Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsversammlung, der Verbandsausschuss und der

Verbandsvorsitzende.

Mitglieder der Verbandsversammlung: 

Nürnberg

Marcus König,

Oberbürgermeister 

Christian Vogel,

Bürgermeister

Alexander Kahl,

Bauingenieur,

Stadtrat

 

Erlangen

Dr. Florian Janik,

Oberbürgermeister

Jörg Volleth, 

Bürgermeister

Harald Lang,

berufsmäßiger Stadtrat

Herzogenaurach

Dr. German Hacker, 

Erster Bürgermeister

Georgios Halkias,

Apotheker, 

Zweiter Bürgermeister 

Dr. Konrad Körner,

Bundestagsabgeordneter  

ab 25.03.2025,     

Rechtsanwalt,

Stadtrat

Vorsitzender der Verbandsversammlung: Dr. German Hacker, Erster Bürgermeister

Mitglieder des Verbandsausschusses: Dr. German Hacker, Herzogenaurach, Erster Bürgermeister (Vorsitz),

Dr. Florian Janik, Erlangen, Oberbürgermeister, Marcus König, Nürnberg, Oberbürgermeister.

Der Verbandsvorsitzende des Wirtschaftsjahres 2025 (Dr. German Hacker, Herzogenaurach), der erste

stellvertretende Verbandsvorsitzende 2025 (Dr. Florian Janik, Erlangen) sowie der weitere stellvertretende

Verbandsvorsitzende 2025 (Marcus König, Nürnberg) erhalten für das Wirtschaftsjahr 2025 keine

Dienstaufwandsentschädigungen. Es wurde kein Antrag gemäß der Entschädigungssatzung gestellt.

11. Abschlussprüferhonorar 

Der Abschlussprüfer erhält für seine Prüfungsleistungen ein Honorar in Höhe von 5.900,00 Euro.

Weitere Leistungen wurden vom Abschlussprüfer im Geschäftsjahr nicht erbracht. 

12. Marktunübliche Geschäfte mit nahestehenden Personen 

Wesentliche marktunübliche Geschäfte mit nahestehenden Personen lagen im Wirtschaftsjahr 2025

nicht vor. 

13. Nachtragsbericht 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Ende des Wirtschaftsjahres sind nicht eingetreten. 

Erlangen, 26. März 2026

Dr. German Hacker

Verbandsvorsitzender
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerb-

liche Schutzrechte und ähnliche Rechte und

Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und

Werten 834,00 5.834,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Gew. Schutzrechte, entgeltl. erworben 1,00 1,00
Ähnl. Rechte, Werte, entgeltl. erworben 833,00 5.833,00

834,00 5.834,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Immaterielle Vermögensgegenstände 834,00 5.834,00

II. Sachanlagen

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und

Bauten einschließlich der Bauten auf fremden

Grundstücken 314.777,54 303.251,54

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Grundstücke 314.777,54 303.251,54

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 54.479,00 68.314,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Pkw 33.441,00 41.982,00
Betriebsausstattung 18.722,00 22.533,00
Geringwertige Wirtschaftsgüter 0,00 0,00
Wirtschaftsgüter (Sammelposten) 0,00 0,00
Einbauten in fremde Grundstücke 2.315,00 3.184,00
Sonstige Betriebs-u.Gesch.ausstattung 1,00 615,00

54.479,00 68.314,00
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

3. geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 22.669.781,24 18.634.440,55

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Geschäfts-, Fabrik- u.and. Bauten im Bau 22.669.781,24 18.634.440,55

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Sachanlagen 23.039.037,78 19.006.006,09

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Anlagevermögen 23.039.871,78 19.011.840,09

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen 3.932,03 0,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Unfertige Leistungen 3.932,03 0,00

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegen-

stände

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 424,74 368.782,56

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Forderungen aus L+L 424,74 368.782,56
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

2. Sonstige Vermögensgegenstände 779.700,47 705.279,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Sonstige Vermögensgegenstände 127.255,08 141.233,58
Kautionen 28.300,00 28.300,00
Vorst. in Folgeperiode /-jahr abziehbar 14.451,06 7.298,23
Vorsteuer aus unbez. Abschlagsrechnungen 29.254,07 13.638,25
Körperschaftsteuerrückforderung 221.415,75 174.151,36
Verbindlichkeiten aus Lieferungen+Leist. 0,00 899,00
Umsatzsteuer laufendes Jahr 351.256,73 339.758,58
Umsatzsteuer Vorjahr 7.767,78 0,00

779.700,47 705.279,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

III. Schecks, Kassenbestand, Bundesbank- und

Postgiroguthaben, Guthaben bei Kreditinstitu-

ten 19.835.602,25 19.705.329,53

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Sparkasse Erlangen# 60077169 147.524,33 415.916,44
HVB Termingeld #39585316 2.000.000,00 2.000.000,00
Hypovereinsbank Giro #28194366 51.418,87 20.968,41
Sparkasse Nürnberg # 13808415 9.417,97 9.593,92
Dt. Bank # 776055600 107.704,38 448.173,05
Dt. Bank # 7760 556 30 4.000.000,00 4.000.000,00
Dt Bank Termingeld #118744218 2.000.000,00 3.000.000,00
LBBW Geschäftskonto #4514183 197.196,15 18.923,91
LBBW Liquiditätskonto (Tagesgeld) 3.379.546,70 1.768.255,98
LBBW Termingeld 2.000.000,00 3.000.000,00
Commerzbank Girokonto #461514455500 3.942.793,85 3.023.497,82
Commerzbank Termingeld 2.000.000,00 2.000.000,00

19.835.602,25 19.705.329,53

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Umlaufvermögen 20.619.659,49 20.779.391,09
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

C. Rechnungsabgrenzungsposten 3.454,41 10.759,81

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Aktive Rechnungsabgrenzung 3.454,41 10.759,81

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Aktiva 43.662.985,68 39.801.990,99
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

A. Eigenkapital

I. Gewinnrücklagen

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. Andere Gewinnrücklagen 320.438,49 320.438,49

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Allgemeine Rücklagen 320.438,49 320.438,49

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

II. Gewinnvortrag 1.466.255,36 839.954,52

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Gewinnvortrag vor Verwendung 1.466.255,36 839.954,52

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

III. Jahresüberschuss 570.915,70 626.300,84

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Jahresüberschuss 570.915,70 626.300,84

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Eigenkapital 2.357.609,55 1.786.693,85



Erstellungsbericht zum 31.12.2025                 

  Anlage 5
Seite 6

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

B. Sonderposten für Zuschüsse und Zulagen 23.039.871,78 19.011.840,09

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

SoPo für erhaltene Investitionsumlagen 23.039.871,78 19.011.840,09

 In den Sonderposten sind verwendete Investitionsumlagen der Mitglieder in folgender Höhe

ausgewiesen: 

Stand 01.01.2025 19.011.840,09 EUR

Zugang i.H.d. Investitionen 4.052.301,61 EUR

Auflösung - 24.269,92 EUR

Stand 31.12.2025 23.039.871,78 EUR

C. Rückstellungen

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche

Verpflichtungen 0,00 418.025,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Pensions-und ähnliche Rückstellungen 0,00 418.025,00



Erstellungsbericht zum 31.12.2025                 

  Anlage 5
Seite 7

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

2. sonstige Rückstellungen 388.062,83 525.007,26

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Sonstige Rückstellungen 46.432,17 312.883,58
Rückstellungen aus Beihilfeverpflichtung 0,00 38.497,00
Rückstellungen für Personalkosten 24.457,27 18.092,37
Rückstell. langfristige Verpflichtung 149.264,28 0,00
Urlaubsrückstellungen 140.817,03 129.524,23
Rückstellungen für Abschluss u. Prüfung 23.665,00 22.583,00
Rückstellungen für Aufbewahrungspflicht 3.427,08 3.427,08

388.062,83 525.007,26

 Rückstellungsspiegel

Stand Verbrauch Auflösung Zuführung Auf- (+) / Stand

01.01.2025 Abzinsung (-) 31.12.2025

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

Überstunden

Urlaub und

129.524,23 129.524,23 0,00 140.817,03 0,00 140.817,03

Personalkosten 18.092,37 18.055,39 36,98 24.457,27 0,00 24.457,27

kosten

Jahresabschluss-

22.583,00 17.783,00 0,00 18.865,00 0,00 23.665,00

unterlagen

Geschäfts-

Aufbewahrung

3.427,08 0,00 0,00 0,00 0,00 3.427,08

Rechnungen

Ausstehende

312.883,58 293.296,94 1.927,77 28.773,30 0,00 46.432,17

verpflichtung

Beihilfe-

38.497,00 0,00 38.497,00 0,00 0,00 0,00

Verpflichtung

Langfristige

0,00 0,00 0,00 149.264,28 0,00 149.264,28

Summe
525.007,26 458.659,56 40.461,75 362.176,88 0,00 388.062,83
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

D. Verbindlichkeiten

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

1. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 615.437,60 618.517,84

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Erhaltene Anzahlungen 19% USt 43.624,23 69.000,00
Kostenüberdeckung Ostast 571.813,37 549.517,84

615.437,60 618.517,84

 Der nicht verbrauchte Ostast-Kostenersatz wurde wie folgt ermittelt:

Stand 01.01.2025 549.517,84 EUR

Zuweisungen Ostast-Kostenersatz 

   Stadt Erlangen 25.375,77 EUR

   Landkreis Forchheim 73.300,34 EUR

   Landkreis Erlangen-Höchstadt 68.599,89 EUR

Zwischensumme 716.793,84 EUR

Auflösung Rückstellungen Ostast 0,00 EUR

Zwischensumme 716.793,84 EUR

Aufwand Ostast

   Leistungen Planung Ostast -131.282,63 EUR

   Personalkosten -10.540,63 EUR

   Arbeitsplatzkosten -3.157,21 EUR

Zwischensumme -144.980,47 EUR

Stand 31.12.2025 571.813,37 EUR
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis-

tungen 351.492,75 315.567,49

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Verbindlichkeiten aus Lieferungen+Leist. 351.492,75 315.567,49

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

3. sonstige Verbindlichkeiten 16.910.306,85 17.126.156,46

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Nicht verbrauchte Investitionsumlagen 16.910.306,85 17.126.156,46

Stand 01.01.2025 17.126.156,46 EUR

Zuführung Investitionsumlagen 

   Nürnberg 800.284,00 EUR

   Erlangen 2.406.990,00 EUR

   Herzogenaurach 629.178,00 EUR

Zwischensumme 20.962.608,46  EUR

Abgang i.H.d. Investitionen -4.052.301,61 EUR

Stand 31.12.2025 16.910.306,85  EUR

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

E. Rechnungsabgrenzungsposten 204,32 183,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Passive Rechnungsabgrenzung 204,32 183,00

31.12.2025 31.12.2024
EUR EUR

Summe Passiva 43.662.985,68 39.801.990,99
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

2025 2024
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 926,58 984,65

2025 2024
EUR EUR

Erlöse 616,92 755,00
Erlöse Vermietung u.Verpachtung ustfrei 309,66 229,65

926,58 984,65

2025 2024
EUR EUR

2. Erhöhung des Bestandes an fertigen und un-

fertigen Erzeugnissen 3.932,03 -309.406,31

 

2025 2024
EUR EUR

Bestandsveränderung unfertige Leistung 3.932,03 -309.406,31

Die Bestandsveränderung unfertiger Erzeugnisse in Höhe von 3.932,03 Euro bezieht sich auf noch

weiterzuverrechnende Aufwendungen (Zuweisungen zu Kostenteilungen).

2025 2024
EUR EUR

3. andere aktivierte Eigenleistungen 706.417,14 548.818,49

2025 2024
EUR EUR

Andere aktivierte Eigenleistungen 706.417,14 548.818,49

2025 2024
EUR EUR

4. Sonstige betriebliche Erträge 2.332.701,57 2.647.964,90

2025 2024
EUR EUR

ZV-Umlage Erfolgsplan 1.704.296,00 1.799.833,00
Ert. a. d. Auflösung Sopo 24.269,92 69.266,61
Zuweisungen Ostast 144.980,47 451.120,61
Zuweisungen Kostenteilungen 0,00 309.406,31
Erträge Auflösung von Rückstellungen 458.486,75 11.788,11
Sonstige Personalkostenerstattung 668,43 6.550,26

2.332.701,57 2.647.964,90
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

5. Materialaufwand

2025 2024
EUR EUR

a) Aufwendungen für bezogene Leistungen 3.932,03 0,00

2025 2024
EUR EUR

Fremdleistungen 3.932,03 0,00

6. Personalaufwand

2025 2024
EUR EUR

a) Löhne und Gehälter 1.430.944,85 1.224.565,45

2025 2024
EUR EUR

Löhne und Gehälter 1.419.652,05 1.241.807,74
Veränderung von Urlaubsrückstellungen 11.292,80 -17.242,29

1.430.944,85 1.224.565,45

2025 2024
EUR EUR

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Al-

tersversorgung und für Unterstützung 541.294,51 340.166,84

2025 2024
EUR EUR

Gesetzliche Sozialaufwendungen 268.618,81 203.598,93
Beiträge zur Berufsgenossenschaft 27.420,79 22.457,77
Freiwillige soziale Aufwendung. LSt-frei 452,76 1.062,22
Aufwendungen für Altersversorgung 177.005,56 38.815,58
Zuführungen zu Pensionsrückstellungen 0,00 18.435,00
Beihilfe ZVK Umlage Angestellte 66.919,33 55.089,34
Zuführungen zu Beihilfeverpflichtungen 877,26 708,00

541.294,51 340.166,84
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

7. Abschreibungen

2025 2024
EUR EUR

a) Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-

gegenstände des Anlagevermögens und Sach-

anlagen 24.269,92 20.717,61

2025 2024
EUR EUR

Abschreibung immaterielle VermG 5.000,00 5.000,00
Abschreibungen auf Sachanlagen 5.294,00 7.176,61
Abschreibungen auf Fahrzeuge 8.541,00 8.541,00
Sofortabschreibung GWG 5.434,92 0,00

24.269,92 20.717,61

2025 2024
EUR EUR

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 848.796,95 1.244.809,60

2025 2024
EUR EUR

Geschäftbesorgungsvertrag Erlangen 28.381,86 21.771,99
Geschäftbesorgungsvertrag Nürnberg 10.330,00 8.100,00
Stellenausschreibungen 1.159,00 2.979,00
Aufwand Planungskosten 131.375,02 80.918,53
Aufwand Ostast 131.282,63 373.814,22
Miete, unbewegliche Wirtschaftsgüter 85.396,01 100.091,85
Gas, Strom, Wasser 1.600,95 1.024,70
Reinigung 9.867,08 9.050,00
Instandhaltung betrieblicher Räume 367,15 116,26
Versicherungen 6.778,07 6.777,03
Beiträge 8.169,00 7.361,50
Sonstige Abgaben 722,88 648,44
Abzugsf.Verspätungszuschlag/Zwangsgeld 0,00 1,00
Sonstige Reparaturen u.Instandhaltungen 0,00 267,49
Wartungskosten für Hard- und Software 1.414,60 981,22
Fahrzeug-Versicherungen 1.374,94 1.204,59
Laufende Fahrzeug-Betriebskosten 385,97 392,92
Sonstige Fahrzeugkosten 572,59 2.943,33
Werbekosten 122.008,42 305.023,39
Werbekosten "Dialog Forum" 5.325,04 12.411,30
Repräsentationskosten 5.078,69 4.759,51
Reisekosten Arbeitnehmer 0,00 169,26
Reisekosten AN Übernachtungsaufwand 923,00 1.756,98
Reisekosten Arbeitnehmer, Fahrtkosten 2.560,85 3.701,88
Porto 1.296,41 324,14
Telefon 4.451,40 6.730,70
Bürobedarf 711,12 1.732,20
Zeitschrift./Bücher/dig.Medien(Fachlit.) 8.080,07 9.347,08

Übertrag 569.612,75 964.400,51
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Zweckverband Stadt-Umland-Bahn
Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

2025 2024
EUR EUR

Übertrag 569.612,75 964.400,51

Fortbildungskosten 24.901,68 14.732,50
Rechts- und Beratungskosten 28.049,00 0,00
Abschluss- und Prüfungskosten 19.560,00 22.965,00
Buchführungskosten 24.132,00 6.165,00
Aufwendungen für Lizenzen, Konzessionen 46.838,82 67.184,00
Mietleasing bewegl. WG Betriebsausstatt. 131.363,57 116.396,23
Werkzeuge und Kleingeräte 0,00 756,26
Sonstiger Betriebsbedarf 840,17 1.370,79
Nebenkosten des Geldverkehrs 3.498,96 2.290,31
Abgänge Sachanlagen Restbuchwert bei BV 0,00 48.549,00

848.796,95 1.244.809,60

2025 2024
EUR EUR

9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 376.244,94 590.202,19

2025 2024
EUR EUR

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 376.244,94 590.202,19

2025 2024
EUR EUR

10. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0,00 21.965,00

2025 2024
EUR EUR

Aufw. Aufzins. Pensions-/ähnl. Rückst. 0,00 21.965,00

2025 2024
EUR EUR

11. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 570.984,00 626.339,42

2025 2024
EUR EUR

12. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -0,54 -1,66

2025 2024
EUR EUR

Körperschaftsteuer für Vorjahre -0,54 -1,66
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Nürnberg-Erlangen-Herzogenaurach

Erlangen      

2025 2024
EUR EUR

13. sonstige Steuern 68,84 40,24

2025 2024
EUR EUR

Grundsteuer 68,84 40,24

2025 2024
EUR EUR

14. Jahresgewinn 570.915,70 626.300,84
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1 Grundlagen des Zweckverbands 

1.1 Struktur des Zweckverbands und Geschäftstätigkeit 

Die Städte Nürnberg und Erlangen sind Aufgabenträger für den allgemeinen öffentlichen Per-
sonennahverkehr nach Art. 8 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bay-
ern (BayÖPNVG), die Stadt Herzogenaurauch hat diese Aufgabe nach Art. 9 Abs. 1 
BayÖPNVG für die Linie der Stadt-Umland-Bahn innerhalb des Stadtgebietes Herzo-
genaurach vom Landkreis Erlangen-Höchstadt übertragen bekommen.  

Zum Zweck der Planung, des Baus und des Betriebs sowie der Beantragung von Fördermitteln 
haben die Städte Nürnberg, Erlangen und Herzogenaurach die Gründung des „Zweckverban-
des Stadt-Umland-Bahn Nürnberg - Erlangen - Herzogenaurach (ZV StUB)“ beschlossen. Zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse haben die drei Städte durch übereinstimmende Beschlüsse 
des Stadtrates Nürnberg vom 28.10.2015, des Stadtrates Erlangen vom 17.03.2016 und des 
Stadtrates Herzogenaurach vom 29.10.2015 eine Verbandssatzung vereinbart. 

Die Verbandssatzung wurde mit Bescheid der Regierung von Mittelfranken vom 22. März 2016 
gemäß Art. 20 Abs. 1 Satz 1 KommZG rechtsaufsichtlich genehmigt. Der Zweckverband ist 
am Tag nach der Bekanntmachung der Satzung im Mittelfränkischen Amtsblatt Nr. 4/2016 vom 
15.04.2016, am 16.04.2016 entstanden. Der Sitz des Zweckverbandes ist Erlangen. Dort un-
terhält er eine Geschäftsstelle. Die Satzung legt in § 6 die Zusammensetzung und in § 10 die 
Aufgaben der Verbandsversammlung fest. Über alle Angelegenheiten des Zweckverbands, 
soweit nicht nach dem Gesetz die Verbandsversammlung oder der Verbandsvorsitzende zu-
ständig ist, entscheidet nach § 12 der Satzung der Verbandsausschuss. Dieser besteht aus 
den gesetzlichen Vertretern der Verbandsmitglieder. 

Zum 1.1.2018 wurde die Satzung so geändert, dass ab dem Wirtschaftsjahr 2018 ein Regie-
betrieb „Planung, Bau und Betrieb der Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzo-
genaurach“ innerhalb des Zweckverbandes errichtet wurde und sich die Wirtschaftsführung 
des ZV StUB seither gem. Art. 40 Abs. 2 KommZG nach der Eigenbetriebsverordnung (EBV) 
richtet.  

Der ZV StUB wirtschaftet daher gemäß § 16 Satz 2 der Verbandssatzung entsprechend den 
Vorgaben der Eigenbetriebsverordnung. Nach § 20 EBV besteht der Jahresabschluss aus Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang. Für die Aufstellung dieser Werke verweist 
die EBV weitgehend auf das dritte Buch des Handelsgesetzbuches (Erster und Zweiter Ab-
schnitt). Dem Jahresabschluss ist ein Lagebericht beizufügen, dessen Inhalt sich nach § 24 
EBV bzw. § 289 HGB richtet.  

 

1.2 Ziele und Strategien 

Das Ziel der Tätigkeit des ZV StUB ist durch § 4 der Satzung definiert: Planen, Bauen und 
Betreiben der Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach. Damit sind auch 
die drei aufeinander folgenden Phasen der langfristigen Geschäftsstrategie grob umrissen. 
Derzeit befindet sich der Zweckverband in der Planungsphase. 

Aufgrund der Raumbedeutsamkeit der Stadt-Umland-Bahn ist ein Raumordnungsverfahren 
erforderlich, zu welchem im Juli 2019 bei der Regierung von Mittelfranken die erforderlichen 
Unterlagen eingereicht wurden. Die Regierung von Mittelfranken hat das Verfahren Ende Ja-
nuar 2020 mit einer landesplanerischen Beurteilung abgeschlossen.  

Um der satzungsgemäßen Aufgabe der Planung der Stadt-Umland-Bahn nachzukommen, hat 
der ZV StUB Planungsbüros mit der Verkehrsanlagenplanung nach dem entsprechenden 
HOAI-Abschnitt beauftragt, siehe hierzu auch Ziffer 2.2. Diese Planungen werden von einem 
Dialogforum öffentlich begleitet, dessen Ausrichtung ebenfalls dem ZV StUB obliegt. 
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Im Jahr 2021 wurde die Satzung dahingehend geändert, dass nun auch die Verknüpfung der 
StUB mit anderen Verkehrsträgern zu den Aufgaben des ZV StUB gehören. Dies zielt vor allem 
darauf, zusätzliche Park+Ride-Anlagen im Umfeld der Haltestellen zu errichten. Ganz beson-
ders stechen dabei die angedachten P+R-Anlagen im Bereich der beiden Stadtgrenzen (Nürn-
berg / Erlangen im Bereich der Bundesstraße 4 bzw. Haltestelle Reutleser Straße und Erlan-
gen / Herzogenaurach im Bereich der A3-Rastanlage Aurach bzw. der Haltestelle Haundorf) 
heraus, die ihre Wirkung für jeweils beide angrenzenden Städte entfalten sollen. Insofern bietet 
sich hier die Errichtung durch eine Institution der kommunalen Zusammenarbeit an, wie sie 
der Zweckverband darstellt. Die Änderungssatzung wurde im Mittelfränkischen Amtsblatt vom 
15.12.2021 veröffentlicht. 

Ebenfalls im Mittelfränkischen Amtsblatt vom 15.12.2021 ist die Zweckvereinbarung mit der 
Stadt Erlangen und den Landkreisen Erlangen-Höchstadt und Forchheim erschienen, welche 
als Zwischenergebnis die Wiederaufnahme der Planungen für eine StUB-Strecke Erlangen – 
Eschenau („Ostast“) vorsieht. Mit der Zweckvereinbarung wurde dem ZV StUB die Planungs-
aufgabe für diese Strecke übertragen, um bis zum Fördermittel-Einzelantrag des L-Netzes 
Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach eine belastbare Kostenschätzung für den Ostast vor-
liegen zu haben und somit eine spätere Förderung des Ostastes auf Basis des Fördermittel-
Rahmenantrags von 2012 weiterhin zu ermöglichen. 

 

2 Wirtschaftsbericht 

2.1 Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen  

Da sich die Stadt-Umland-Bahn derzeit noch in ihrer Planungsphase befindet, ist die Arbeit 
des Zweckverbandes derzeit noch nicht in ein Marktgeschehen eingebettet, so dass sich diese 
Betrachtungen zum jetzigen Zeitpunkt erübrigen.  

Die intensiven politischen Diskussionen um die Förderung des ÖPNV vor dem Hintergrund 
von Klimawandel und Schadstoffbelastungen in den Städten geben dem ÖPNV jedoch allge-
meinen Rückenwind. Die Bundesregierung hat im November 2019 einen Gesetzentwurf zur 
Novellierung des GVFG vorgelegt, der am 30. Januar 2020 im Bundestag beschlossen wurde. 
Aus den Mitteln des GVFG wird auch die Bundesförderung für den Bau der Stadt-Umland-
Bahn stammen. Im Gesetzentwurf enthalten ist eine Aufstockung der Mittel des GVFG bis 
2025 auf zwei Milliarden Euro pro Jahr, sowie weitere Änderungen der geförderten Kosten, 
welche tendenziell auch den Anteil der Bundesförderung beim Bau der Stadt-Umland-Bahn 
erhöhen werden. Der Freistaat Bayern hat im Jahr 2022 sein Finanzausgleichsgesetz so ge-
ändert, dass die geänderten Förderregelungen des Bundes nun auch für den Landesanteil der 
Förderung gelten.1 

Das durch Bund und Länder im Mai 2023 eingeführte Deutschland-Ticket ist ein dauerhaftes 
deutschlandweites ÖPNV-Zeitkartenangebot und soll Bürgerinnen und Bürger hinsichtlich der 
stark gestiegenen Energiepreise finanziell entlasten und gleichzeitig die Attraktivität des ÖPNV 
erhöhen und somit Anreiz zum Umstieg schaffen und mit dazu beitragen, die Klimaziele zu 

 
1 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt (GVBI) Nr. 8/2022, S.150 
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erreichen.2 Zum Jahresende 2025 nutzen rund 14,6 Millionen Kundinnen und Kunden ein 
Deutschland-Ticket. 3 Der Fortbestand des Deutschland-Tickets ist bis 2030 abgesichert.4 

 

2.2 Geschäftsverlauf 

Satzungsgemäßer Zweck des ZV StUB ist das Planen, Bauen und Betreiben der Stadt-Um-
land-Bahn Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach. Der ZV StUB ist damit die Bauherren- 
und Aufgabenträgerorganisation für eines der größten und komplexesten Verkehrsinfrastruk-
turprojekte in der Metropolregion Nürnberg und eines der größten Straßenbahn-Neubaupro-
jekte in ganz Deutschland.  

Derzeit befindet sich der ZV in der Planungsphase dieses Vorhabens. Im Jahr 2020 konnten 
das Raumordnungsverfahren für das Vorhaben und die Verkehrsanlagenplanung der HOAI-
Leistungsphase 2 (Vorplanung) inhaltlich abgeschlossen werden. In den Unterlagen des 
Raumordnungsverfahrens ist eine Vorzugstrasse mitsamt einer umfangreichen Variantenab-
wägung dargestellt. Die Variantenabwägung basiert auf Empfehlungen des jeweils lokal zu-
ständigen Stadtratsgremiums. 

Nachdem sich im Jahr 2024 die Erlanger Bevölkerung in einem zweiten Bürgerentscheid für 
den Bau der StUB ausgesprochen haben, konnten die Planungen in 2025 intensiviert wer-
den. 

Im Jahr 2025 wurde die Verkehrsanlagenplanung in Nürnberg, welche bislang durch die 
Stadt Nürnberg durchgeführt wurde, durch den Verkehrsanlagenplaner Ingenieurgemein-
schaft Stadt-Umland-Bahn (IG StUB) übernommen. Die IG StUB plant bereits die Verkehrs-
anlagen in Erlangen und Herzogenaurach. Durch den Wechsel in der Verkehrsanlagenpla-
nung für den Nürnberger Abschnitt kam es aufgrund der Einarbeitung zu einem zeitlichen 
Verzug in der Bearbeitung. Die Erstellung der Planfeststellungsunterlagen für den Nürnber-
ger Abschnitt wurden begonnen. 

Im Erlanger Stadtgebiet wurden bestehende Schnittstellen mit der Stadt Erlangen identifiziert 
und sind mit der Stadtverwaltung in Abstimmung. Parallel dazu laufen die Planungen jedoch 
weiter.  

Im Gebiet der Stadt Herzogenaurach wurde auf Veranlassung der Adidas AG und des Frei-
staates Bayern die Trassenführung im Bereich Adidas erneut geprüft. Eine Entscheidung zur 
Streckenführung ist für 2026 vorgesehen.  

Die Planung der Stadt-Umland-Bahn wird von Forumsveranstaltungen flankiert, wo jeweils 
die aktuellen Planungsergebnisse vorgestellt und diskutiert werden. Neben einem Dialogfo-
rum zur allgemeinen Bürgerinformation fanden zwei Lokalforen mit Blick auf den Nürnberger 
und Herzogenauracher Bereich statt. Daneben rückte die Individualkommunikation mehr in 
den Fokus, sodass Eigentümer als auch wichtige Stakeholder wie bspw. landwirtschaftliche 
Vertretungen, Umweltverbände und Wirtschaftsvertretungen verstärkt eingebunden wurden. 

Nachdem in 2024 die Vorplanung der Ostast-Verkehrsanlage inhaltlich abgeschlossen 
wurde, wurde in 2025 die Ostast-Kostenschätzung ebenfalls abgeschlossen. Analog zum L-

 
2 Ein Ticket für ganz Deutschland. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vom 01.01.2026 
(https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschlandticket-2134074), abgerufen am 
24.02.2026 
3 Deutschland-Ticket: die größte Tarifrevolution im ÖPNV. Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
(Deutschland-Ticket – eine Tarifrevolution | VDV - Die Verkehrsunternehmen), abgerufen am 
24.02.2026 
4 Ein Ticket für ganz Deutschland. Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vom 01.01.2026 
(https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschlandticket-2134074), abgerufen am 
24.02.2026 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschlandticket-2134074
https://www.vdv.de/deutschlandticket.aspx
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/deutschlandticket-2134074
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Netz ist auch für den Ostast eine Flankierung der Planungsmaßnahmen durch Kommunikati-
onsmaßnahmen angedacht. Dafür wurde in 2025 weiteres Kommunikationsmaterial verteilt.  

Der Zweckverband verfügt über keine Zweigniederlassungen und keinen Bereich Forschung 
und Entwicklung.  

 

2.3 Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des ZV StUB 

2.3.1 Ertragslage 

2.3.1.1 Allgemein 

Die Tätigkeit des ZV StUB wird gegenwärtig vollständig über Umlagen der Verbandsmitglie-
der finanziert. Diese Umlagen bilden den erwarteten Kostenrahmen für das jeweilige Wirt-
schaftsjahr ab. Die Haushaltssatzung unterscheidet zwischen einer Umlage für den Bereich 
des Erfolgsplans und einer Investitionsumlage. 

Die Höhe der Umlagen wurde anhand einer Schätzung des Finanzbedarfs im Wirtschaftsjahr 
ermittelt. Die Umlagen sind daher so hoch wie der im Wirtschaftsplan angegebene Finanzbe-
darf, abzüglich der geplanten Entnahme aus den Rücklagen. Grundsätzlich sollte somit ein 
ausgeglichenes Ergebnis Ziel der Geschäftstätigkeit des ZV StUB sein. 

Da zum Aufstellungszeitpunkt noch ein früher liegender Zeitplan für den Planungsablauf un-
terstellt war und die Auftragnehmer weniger Mittel in Rechnung gestellt haben, als unterstellt, 
sind die zur Verfügung stehenden Investitionsmittel bei weitem nicht ausgeschöpft worden.  

Im Wirtschaftsplan 2025 veranschlagt war auch ein Ansatz für Mittel für Grunderwerb. Diese 
Position war bewusst aufgenommen worden, um den ZV StUB handlungsfähig zu machen, 
falls relevante Grundstücke auf den Markt kommen. Im Jahr 2025 wurde ein Grunderwerbs-
vorgang bilanzwirksam. Der von den Verbandsmitgliedern zur Verfügung gestellte Betrag 
wird weiterhin für den Zweck des Grunderwerbs vorgehalten. 

Die im Investitionsbereich nicht verausgabten Mittel sind aufgrund der potenziellen Rückzah-
lungsverpflichtung im Jahresabschluss als Verbindlichkeit gegenüber Verbandsmitgliedern 
ausgewiesen. 

Der Erfolgsplan basiert ebenfalls auf einer Abschätzung des vsl. Aufwands, insbesondere 
anhand des in 2017 erarbeiteten Organisationskonzepts. Dieses wurde im Laufe des Jahres 
2021 erweitert um den gestiegenen Anforderungen des ZV StUB Folge zu tragen.  

Die Ostast-Aufwendungen (Verkehrsanlagenplanung, Projektkoordination und Kommunika-
tion) sind ebenfalls Teil des Erfolgsplans, werden jedoch von den restlichen Aufwendungen 
abgegrenzt. Im Wirtschaftsjahr 2025 fielen Aufwendungen i.H.v. 144.980,47 € für den Ostast 
an. 

Dem Aufwand steht eine Einnahme durch die im Wirtschaftsplan vorgesehene Erfolgsplan-
Umlage gegenüber. Mit dieser Umlage werden jedoch Überschüsse aus den Vorjahren ver-
rechnet, im Wirtschaftsjahr 2025 der Jahresgewinn 2023 (368.204,20 €). 

Den Ostast-Aufwendungen steht ebenfalls ein Ostast-Kostenersatz gegenüber. Mit diesem 
Kostenersatz werden nur Ostast-Aufwendungen finanziert. Im Wirtschaftsjahr 2025 ging ein 
Ostast-Kostenersatz i.H.v. 167.276,00 € ein. Überschüsse aus dem Ostast-Kostenersatz 
werden zur Finanzierung der Ostast-Planungen in den Folgejahren verwendet. Da eine 
Rückzahlung vorgesehen ist, für den Fall, dass diese Mittel nicht für die Ostast-Planungen 
Verwendung finden, werden die hieraus nicht verausgabten Mittel als erhaltene Anzahlungen 
aufgeführt. 

Die erhaltenen Ostast-Anzahlungen stiegen von 549.517,84 € auf 571.813,37 €. 
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Der erzielte Jahresgewinn i.H.v. 570.915,70 € übersteigt den Ansatz für 2025 (Jahresverlust 
i.H.v. 368.204,20€) und liegt um 939.119,90 € über dem Planansatz. 

 

2.3.1.2 Umsatzerlöse (§ 24 Nr. 5 EBV) 

Umsatzerlöse waren in 2025 in Form von Pachteinnahmen i.H.v. 309,66 € zu verzeichnen. 
(Vorjahr: 229,65 €). Weitere Umsätze ergaben sich aus der Weiterverrechnung von Lizenz-
gebühren an drei Auftragnehmer in Höhe von 616,92 € netto (Vorjahr: 755,00 €). 

Somit erübrigt sich eine Mengen- und Tarifstatistik hierzu, zumal vergangene Umsatzerlöse 
nicht zur eigentlichen Tätigkeit des ZV StUB gehörten. 

Den größten Teil der Einnahmen des ZV StUB bilden die im Wirtschaftsplan vorgesehenen 
Umlagen der Verbandsmitglieder, vgl. hierzu auch § 17 der Satzung. Da diese keine Um-
sätze i.e.S. darstellen, wurden die Erfolgsplan-Umlagen als sonstige betriebliche Erträge 
ausgewiesen. Des Weiteren fallen in den Bereich der sonstigen betrieblichen Erträge Erträge 
aus der Auflösung von Sonderposten und Erträge durch die Auflösung von Rückstellungen. 

Darüber hinaus verzeichnet der ZV StUB Einnahmen (sonstige betriebliche Erträge) aus dem 
Kostenersatz für die gemäß der Zweckvereinbarung gestarteten Planungen zum Ostast. Die-
ser ist im Erfolgsplan verzeichnet, wird jedoch abgegrenzt und nur dem Aufwand für Ostast-
Planungen gegenübergestellt. 

In 2025 sind keine sonstige betriebliche Erträge aus Zuweisungen aufgrund von Kostentei-
lungen für gemeinsame Planungen (u.a. gemeinsame Bauwerke) / Projekte im StUB-Umfeld 
vereinnahmt worden. Jedoch wurden Leistungen erbracht, welche noch abzurechnen sind, 
sodass sich der Bestand unfertiger Erzeugnisse erhöht hat. 

Ebenso fallen in den Bereich der sonstigen betrieblichen Erträge Gutschriften von sonstigen 
Personalkostenerstattungen für den Mutterschutz einer ZV-StUB-Angestellten. 

 

2.3.1.3 Personal (§ 24 Nr. 6 EBV) 

Der Stellenplan hat eine Aufstockung des Personals von 26,57 auf 27,19 Stellen vorgese-
hen, um die bauherrenseitige Begleitung der Planung sicherzustellen. 

Zum Bilanzstichtag waren 21 Personen beim Zweckverband beschäftigt, entsprechend 18,5 
Vollzeitäquivalenten, jeweils zzgl. zweier Personen in Elternzeit. Eine quartalsweise Über-
sicht der Mitarbeiterentwicklung nach Personen und Vollzeitäquivalenten (VZÄ) inkl. der Ent-
wicklung findet sich in der anschließenden Übersicht.  

 

Stichtag 31.12.2024 31.03.2025 30.06.2025 30.09.2025 31.12.2025 

Mitarbeiter (MA) 21 21 22 22 21 

   dv. Angestellte 20 21 22 22 21 

   dv. Beamte 1 0 0 0 0 

   dv. Praktikanten 0 0 0 0 0 

VZÄ 17,1 17,1 18,4 18,7 18,5 

   dv. Angestellte 16,1 17,1 18,4 18,7 18,5 

   dv. Beamte 1 0 0 0 0 

   dv. Praktikanten 0 0 0 0 0 
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Veränderung MA - +0 +1 +0 -1 

Veränderung VZÄ - +0,0 +1,3 +0,3 -0,2 

 

 

Zum Bilanzstichtag 31.12.2025 sind folgende Personalaufwendungen gegenüber dem Vor-
berichtsjahr angefallen: 

 Wirtschaftsjahr 2025 Wirtschaftsjahr 2024 

Löhne und Gehälter 1.430.944,85 € 1.224.565,45 € 

Soziale Abgaben 297.369,62 € 227.826,92 € 

Aufwendungen für Altersversorgung 
inkl. Beihilfeverpflichtungen 

243.924,89 € 112.339,92 € 

 

2.3.2 Vermögenslage 

2.3.2.1 Allgemein 

Das Anlagevermögen des ZV StUB wächst im Wirtschaftsjahr 2025 von 19.011.840,09 € auf 
23.039.871,78 € an. Dies ist vorwiegend auf die aktivierten Planungsleistungen zurückzufüh-
ren, siehe hierzu Ziffer 2.3.2.4 Anlagen im Bau.  

Das Umlaufvermögen sinkt im Wirtschaftsjahr 2025 von 20.779.391,09 € auf 20.619.659,49 
€. Dies ist im Wesentlichen auf den gesunkenen Forderungs-Bestand zurückzuführen.  

 

2.3.2.2 Grundstücke (§ 24 Nr. 1 EBV) 

Im Jahr 2025 wurden ein Grunderwerbsvorgang bilanzwirksam: Zum Jahresende konnten 
zwei in Summe 27qm große Teilflächen der Flurnummer 1077/3 in der Gemarkung Erlangen, 
welche die Trassenplanung der StUB betreffen, erworben werden. Der wirtschaftliche Eigen-
tumsübergang war zum 29.11.2025 und die Erwerbsnebenkosten sind verausgabt. Der bi-
lanzwirksame Zugang an Grundstücken beläuft sich daher auf 11.526,00 €. 

Die Anschaffungskosten aller Grundstücke belaufen sich daher auf 314.777,54 €. 

 

2.3.2.3 Anlagen (§ 24 Nr. 2 EBV) 

Da die im Rahmen des Verbandszweckes angestrebten Anlagen sich noch in der Planungs-
phase befinden, gibt es noch keine über die Ausstattung der Geschäftsstelle hinausgehen-
den fertig gestellten Anlagen, entsprechend auch keine Bestandsveränderungen. 

 

2.3.2.4 Anlagen im Bau (§ 24 Nr. 3 EBV)  

Durch die Aktivierung der Planungsleistungen spiegeln sich die Fortschritte in der Planung 
der Stadt-Umland-Bahn im Wesentlichen in der Position „geleistete Anzahlungen und Anla-
gen im Bau“ wider. Diese steigt von 18.634.440,55 € auf 22.669.781,24 €. Die Planung um-
fasst zum Bilanzstichtag einen Großteil der Verkehrsanlagen-Leistungsphase 2 und einen 
Teil der Verkehrsanlagen-Leistungsphase 3 sowie einen Teil der Ingenieurbauwerke-Leis-
tungsphase 2 jeweils gemäß HOAI. Darüber hinaus sind weitere Fachplanungen, u.a. zur 
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Technischen Ausrüstung und Umweltplanung aktiviert. Zusätzlich sind HOAI-Hochbau-
Planungen der Leistungsphase 2 zu den P+R-Anlagen sowie der Abstellanlage bilanziert. 

 

2.3.2.5 Eigenkapital und Rückstellungen (§ 24 Nr. 4 EBV) 

Durch den Jahresgewinn i.H.v. 570.915,70 € steigt das Eigenkapital des ZV StUB um diesen 
Betrag und damit von 1.786.693,85 € auf 2.357.609,55 €. 

Geplant war ein Jahresverlust in Höhe des Jahresgewinns 2023 (368.204,20 €). Der tatsäch-
lich ausgewiesene Jahresgewinn übersteigt damit den Planansatz um 939.119,90 €. 

Insbesondere Aufwendungen für Personal und damit in Zusammenhang stehende Haus-
haltspositionen (u.a. Aufwendungen für Aus- und Fortbildung sowie Dienstreisen) fielen auf-
grund von verschiedenen Gründen geringer aus. Beispielhaft zu nennen wären Einsparun-
gen aufgrund des Entfalls der Lohnfortzahlung aufgrund von Krankheit oder der Diensther-
renwechsel eines Beamten. Ein Teil der budgetierten Stellen konnte jedoch nicht oder erst 
später als geplant besetzt werden. Einsparungen im Öffentlichkeitsbereich, beim Unterhalt 
der Geschäftsstelle sowie bei Beratungsleistungen sorgten für eine geringere Verausgabung. 

Im Wirtschaftsplan 2025 waren Zinserträge i.H.v. 147.000,00 € vorgesehen. Durch die wei-
terhin positive Leitzinssituation konnte der Zweckverband im Wirtschaftsjahr 2025 jedoch 
Zinserträge i.H.v. 376.244,94 € erzielen.  

Der nicht verbrauchte Ostast-Kostenersatz erhöhte sich in 2025, da nicht alle geplanten Leis-
tungen, u.a. Berechnung des Nutzen-Kosten-Indikators durchgeführt wurden.  

Da die Investitionsumlagen nicht eigenkapitalwirksam sind, teilt sich die Verbuchung der ent-
sprechenden Positionen auf der Passivseite auf den Sonderposten aus Investitionsumlagen 
für den verausgabten Teil der Investitionsumlage, sowie als Verbuchung unter „Sonstige Ver-
bindlichkeiten“ für den nicht-verausgabten Teil der Investitionsumlage auf, da für den nicht-
verausgabten Teil eine potenzielle Rückzahlungsverpflichtung unterstellt wurde.  

Der Sonderposten aus Investitionsumlagen steigt von 19.011.840,09 € auf 23.039.871,78 €. 
Zusammen mit dem Eigenkapital bildet diese Position den von den Verbandsmitgliedern 
selbst finanzierten Teil, dem das Anlagevermögen gegenübersteht.  

Die Summe aus der Position Eigenkapital und dem Sonderposten steigt von 20.798.533,94 € 
auf 25.397.481,33 €.  

Die Rückstellungen sinken von 943.032,26 € auf 388.062,83 €. Dies ist primär bedingt durch 
eingegangene Rechnungen sowie dem Dienstherrenwechsel eines Beamten und damit ein-
hergehend die Auflösung der entsprechenden Rückstellungs-Positionen. 

 

2.3.3 Finanzlage 

Der Zweckverband finanziert sich derzeit vollständig über Umlagen der Verbandsmitglieder 
sowie für die Ostast-Planungen über einen Kostenersatz der Zweckvereinbarungs-Mitglieder. 
Die im Erfolgsplan veranschlagten Mittel konnten nicht vollständig verausgabt werden und da-
her (in Verbindung mit ungeplanten Zinserträgen) erzielte der Zweckverband statt des geplan-
ten Verlustes einen Jahresgewinn. Im Investitionsplan war laut Wirtschaftsplan neben der Um-
lage die Verwendung von nicht-verausgabten Mitteln der Vorjahre vorgesehen. In Summe wur-
den 4.052.301,61 € investiert, geplant war ein Investitionsvolumen in Höhe von 11.456.000,00 
€. Der Vortrag an Investitionsmitteln der Vorjahre und deren Verbrauch hätte zu einem Absin-
ken der Guthabenbestände führen sollen. Das niedrigere, tatsächliche Investitionsvolumen 
(gegenüber dem Geplanten) führte in Verbindung mit dem Jahresgewinn (statt des geplanten 
Verlustes) zu einem leichten Ansteigen der Guthaben bei Kreditinstituten von 19.705.329,53 
€ auf 19.835.602,25 € und somit ein weniger starkes Absinken als erwartet.  
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Die Cash-Flow-Rechnung stellt sich wie folgt dar: 
 

    Zweckverband Stadt-Umland-Bahn  2025 2024 

      EUR EUR 

     

1.  Jahresergebnis 570.915,70 626.300,84 

2. +/- 
Abschreibungen/Verlust Abgang auf Gegenstände des An-
lagevermögens 24.269,92 69.266,61 

3. +/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -554.969,43 164.017,42 

4. - 
Ertrag aus der Auflösung empfangener Investitionsumla-
gen -24.269,92 -69.266,61 

5. +/- sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen / Erträge 0,00 0,00 

6. -/+ 

Zunahme/Abnahme der Vorräte, Forderungen aus Liefe-
rungen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht 
der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen 
sind 297.309,72 -604.379,70 

7. +/- 

Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der 
Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 32.866,34 318.438,40 

8. -/+ 
Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen des 
Anlagevermögens 0,00 0,00 

9. +/- Zinsaufwendungen/Zinserträge 0,00 0,00 

10. +/- Ertragsteueraufwand/-ertrag 0,00 0,00 

11. -/+ Ertragsteuerzahlungen 0,00 0,00 

12. = 
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit               
(Summe aus 1 bis 11) 346.122,33 504.376,96 

13. + 
Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des Anla-
gevermögens 0,00 0,00 

14. - Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen -4.052.301,61 -4.316.390,88 

15. + Erhaltene Zinsen 0,00 0,00 

16. = 
Cashflow aus der Investitionstätigkeit (Summe aus 13 bis 
15) -4.052.301,61 -4.316.390,88 

17. + Einzahlungen aus Investitionsumlagen 3.836.452,00 7.051.798,00 

18. + Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 0,00 0,00 

19. - Auszahlungen aus der Tilgung von Krediten 0,00 0,00 

20. - Gezahlte Zinsen 0,00 0,00 

21. - Gewinnausschüttungen an Gesellschafter 0,00 0,00 

22. = 
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit (Summe aus 17 
bis 21) 3.836.452,00 7.051.798,00 

23.  Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds   

  (Summe aus 12, 16, 22) 130.272,72 3.239.784,08 

24. +/- 
Wechselkurs- und bewertungsbedingte Änderungen des 
Finanzmittelfonds 0,00 0,00 

25. + Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 19.705.329,53 16.465.545,45 

26. = 
Finanzmittelfonds am Ende der Periode (Summe aus 23 
bis 25) 19.835.602,25 19.705.329,53 
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3 Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Da die Geschäftstätigkeit des ZV StUB im Wirtschaftsjahr 2025 vollständig auf die Planung 
ausgerichtet war, ist derzeit eigentlich keine Gewinnorientierung des ZV StUB vorgesehen. 
Erst mit der Aufnahme des Betriebs auf der Stadt-Umland-Bahn muss sich der ZV dem Markt 
stellen. 

Insofern ist die derzeitige Finanzierung über Umlagen dafür vorgesehen, die Kosten für Pla-
nung und Geschäftsbetrieb zu decken. Gewinne bzw. im Falle des nicht verausgabten Teils 
der Investitionsumlage Verbindlichkeiten mit potenzieller Rückzahlungsverpflichtung entste-
hen daher nur durch Unterschreitung der im Wirtschaftsplan vorgesehenen Ansätze.  

Diese sind erfreulich, soweit sie auf Einsparungen gegenüber den Ansätzen des Wirtschafts-
plans zurückzuführen sind.  

Bei der rückblickenden Beurteilung der Ansätze für die Planung ist anzumerken, dass ein 
früherer Planungsverlauf unterstellt war. 

Die nicht-vereinnahmten Zuweisungen aufgrund von Kostenteilungen für gemeinsame Pla-
nungen (u.a. gemeinsame Bauwerke) / Projekte im StUB-Umfeld resultieren aus einer verzö-
gerten Leistungserbringung und werden erst kohärent mit Leistungserbringung weiterverrech-
net.  

Die positive Leitzinssituation führte ebenfalls dazu, dass bei den aktivierten Planungsleistun-
gen kontinuierlicher Abschlagsrechnungen gestellt wurden. Einen Trend, welcher bereits seit 
2023 zu verzeichnen war, während in den Jahren zuvor eine gewisse Zurückhaltung bei der 
Stellung von Abschlagsrechnungen zu verzeichnen war. Des Weiteren ist hier auch zu nen-
nen, dass die Auftragnehmer gemäß Vertragsbedingungen bei Abschlagsrechnungen 5% Si-
cherheitseinbehalt des ZV abzuziehen haben. Für die Bemessung der Höhe der Aktivierung 
von Anlagen im Bau konnten aber nur die tatsächlich in Rechnung gestellten Beträge heran-
gezogen werden. Mit dem vorhandenen Bankguthaben muss daher auch der bereits erarbei-
tete, aber noch nicht in Rechnung gestellte Teil der Planungen bezahlt werden. 

Ferner ist Teil des Bankguthabens der im Wirtschaftsplan vorgesehene Betrag für Grunder-
werbe. Diese Position war bereits in der Aufstellung des Wirtschaftsplans eine Vorsichtsposi-
tion, um im Falle der Möglichkeit eines sinnvollen Grunderwerbs handlungsfähig zu sein. Im 
Jahr 2025. Die restliche Summe wird zunächst angespart, um Grunderwerbe im Folgenden 
oder in späteren Wirtschaftsjahren tätigen zu können. 

Das Bankguthaben bewirkt außerdem, dass der Zweckverband ein Polster für den Fall hat, 
dass der Finanzbedarf im Folgejahr höher als geplant ausfällt. Da die nicht-verausgabten Um-
lageteile in dem nächsten Wirtschaftsplan verrechnet werden sollen, entstehen jedoch keine 
langfristigen Guthaben.  

Die positive Leitzinssituation führte dazu, dass der Zweckverband im Wirtschaftsjahr 2025 
nicht benötigte Mittel unter dem Grundsatz „Sicherheit vor Ertrag“ ertragsbringend in kurzfris-
tige Termingelder und Kündigungsgelder anlegen konnte.  

 

4 Bericht zur voraussichtlichen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen 
und Risiken 

4.1 Risikomanagement 

Um Risiken zu erkennen, und darauf reagieren zu können, wurde die Projektsteuerung ex-
tern vergeben. Der Auftrag richtet sich nach dem AHO Leistungsbild Nr. 9., das auch Leis-
tungen zum Risikomanagement definiert. Vorrangig ist hierbei die Identifikation und Ein-
schätzung von Bau- und Kostenrisiken für die spätere Umsetzung.  
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4.2 Risiken 

Für die Planungsphase der Stadt-Umland-Bahn sind hier die abstrakten Risiken zu nennen, 
die der Planung eines Großprojekts im Kontext des GVFG immanent sind: 

• Kostensteigerungsrisiko 

• Fördermittelrisiko: Einhaltung des Nutzen-Kosten-Verhältnisses >1  

• Fehlerrisiko 

• Genehmigungsrisiko 

• Klagerisiko (insbesondere gegen den Planfeststellungsbeschluss) 

• Politisches Durchsetzungsrisiko 

Durch die Kommunalwahl 2026 haben sich die Mehrheitsverhältnisse bei den Verbandsmit-
gliedern nicht grundlegend geändert. 

Aus den Erfahrungen der Personalsuche in den Vorjahren ist darüber hinaus als Risiko zu 
nennen, ausreichend geeignetes Personal zur Bewältigung der Bauherrenaufgaben zu fin-
den. Spiegelbildlich gilt dieses personelle Risiko natürlich auch für die Auftragnehmer des 
Zweckverbands und für die Personalkapazitäten der einzubindenden Behörden. 

Risiken finanzieller Natur erscheinen in der Planungsphase dagegen durch die vorhandenen 
finanziellen Mittel und das Prinzip der Umlagefinanzierung prinzipiell beherrschbar. 

Aktuelle Wirtschaftsentwicklungen wie Preis- und Kostensteigerungen aufgrund des anhal-
tenden Krieges in der Ukraine und des Nahost-Konfliktes beeinträchtigen den ZV StUB nur 
geringfügig. Kostensteigerungen das laufende Geschäft betreffend beinträchtigen den ZV 
StUB aufgrund eines geringen Materialeinsatzes nur bedingt und Kostensteigerungen betref-
fend die Planung und den Bau der StUB können sich über den mittelfristigen Zeithorizont bis 
zur Kostenberechnung im Anschluss an die Entwurfsplanung sowie dem dann nachgelager-
ten Bau noch in ihrer Höhe relativieren. 

Transaktionsabsicherungen und Sicherungsgeschäfte im Sinne des § 289 Abs. 2 Nr. 1 a) 2. 
Halbsatz HGB spielen für den ZV StUB derzeit keine Rolle. 

 

4.3 Chancen 

Aus finanzieller Sicht liegen die Chancen während der Planungsphase, wie auch im Ge-
schäftsverlauf des Jahres 2025 erkennbar, in einer Unterschreitung der Wirtschaftsplanan-
sätze. Inwieweit diese inhaltlich positiv oder negativ zu bewerten sind, hängt davon ab, ob 
diese Unterschreitungen auf echte Einsparungen zurück gehen oder der Mittelbedarf ledig-
lich auf spätere Wirtschaftsjahre verschoben wird. Durch den zu den nicht-verausgabten Um-
lageanteilen vereinbarten Verrechnungsmechanismus auf Folgejahre, haben diese Chancen 
jedoch ohnehin nur Wirkung für die zeitnahen Folgejahre und ebenjener Verrechnung.  

Die Zuschuss-Rahmenanmeldung der Stadt-Umland-Bahn enthält außer der Linie Nürnberg 
– Erlangen – Herzogenaurach noch einen sog. Ost-Ast Erlangen – Uttenreuth (– Eschenau), 
welcher seit einem Bürgerentscheid im Landkreis Erlangen-Höchstadt im Jahr 2015 nicht 
weiterverfolgt wurde. Die Kreistage Erlangen-Höchstadt und Forchheim, der Erlanger Stadt-
rat und die Verbandsversammlung des ZV StUB haben 2021 eine Zweckvereinbarung ge-
schlossen, um die Planungen für diesen Ostast zunächst soweit wiederaufleben zu lassen, 
wie es für einen Erhalt der Fördermöglichkeit auf Basis der vorliegenden Rahmenanmeldung 
nötig ist, vgl. Ziffer 1.2. Grundsätzlich sollte der verbesserte Wert der Standardisierten Be-
wertung auch für den Ostast die Realisierungswahrscheinlichkeit erhöhen, insbesondere 
auch für die weiter von Erlangen entfernt liegenden Teile des Ostastes. Konkrete Werte für 
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das Netz mit Ostast nach der neuen Verfahrensanleitung werden allerdings mit Blick auf aus-
stehende Leistungen erst frühestens in 2026 ermittelt. 

 

4.4 Prognose für das Jahr 2026 

Die Planung der Stadt-Umland-Bahn wird im Jahr 2026 fortgesetzt. Das Jahr 2026 wird dabei 
von der Finalisierung der Planfeststellungsunterlagen für den Nürnberger Abschnitt geprägt 
sein. 

Der Wirtschaftsplan 2026 wurde am 01.10.2025 von der Verbandsversammlung beschlossen 
und sieht die entsprechenden Planungskosten und die Kosten für die bauherrenseitige Beglei-
tung der Planung durch die Geschäftsstelle und das Dialogforum vor. Im Wirtschaftsplan 2026 
sind Investitionen in Höhe von 11.922.000 € enthalten. 

Der Wirtschaftsplan sieht einen planmäßigen Verlust in Höhe von 366.017 € vor. Dies ent-
spricht zu einem Drittel dem überplanmäßigen Gewinn des Jahres 2024 und dient dessen 
Verrechnung mit der Erfolgsplan-Umlage 2026. Die zwei weiteren Drittel werden je dem Er-
folgsplan 2027 und 2028 umlagemindernd gegenübergestellt. Insofern ist der finanzielle Aus-
blick auf das laufende Jahr formal negativ, dies dient aber primär dem Ausgleich gegenüber 
vorherigen Gewinnen. Der im Jahresabschluss 2025 ausgewiesene Gewinn wird umgekehrt 
gemäß dieses Finanzierungskreislaufs umlagemindernd in dem nächsten zu erstellenden Wirt-
schaftsplan verrechnet. 

Im Bereich des Investitionsplanes zeigt ein aktueller Abgleich der Planungskosten, dass in 
Summe vsl. mit einem höheren Mittelabfluss als mit der im Wirtschaftsplan veranschlagten 
Größenordnung zu rechnen ist. Die für Grunderwerb vorgesehenen Mittel sind wie zuvor be-
schrieben nur dann einzusetzen, wenn entsprechende Grundstücke auf den Markt kommen. 
Zum aktuellen Zeitpunkt ist aufgrund von auf dem Markt gekommenen StUB-relevanten Flä-
chen eine höhere als die im Investitionsplan geplante Verausgabung möglich. 

Nicht-verausgabte Investitionsmittel aufgrund von Einsparungen werden umlagemindernd auf 
2027 vorgetragen, um sowohl die städtischen Haushalte zu entlasten und das bestehende 
Guthaben abzubauen. Dies dient ebenfalls dazu, dass keine nennenswerten Rücklagen mit 
langfristiger Wirkung entstehen sollen, umgekehrt die Deckung des Finanzbedarfs jeweils über 
die Verbandsmitglieder ohne Kreditaufnahme sichergestellt ist. 

 

Erlangen, 20. April 2026 

 

 

 

Dr. German Hacker 

Verbandsvorsitzender 

Erster Bürgermeister der Stadt Herzogenaurach 



Bayerischer Kommunaler 
Prüfungsverband 
 

BKPV 

 

 

 

 

 

Bayer. Kommunaler Prüfungsverband, Postfach 19 01 62, 80601 München 

 

 

 

 

Sie erreichen uns mit der U1 Haltestelle Rotkreuzplatz und der Trambahnlinie 12 Haltestelle Renatastraße 

Öffnungszeiten: Montag bis Donnerstag 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr, 12.45 Uhr bis 16.15 Uhr; Freitag 7.30 Uhr bis 12.30 Uhr 

Frau Geschäftsleiterin Mandy Guttzeit 

Zweckverband Stadt-Umland-Bahn 

Nürnberg – Erlangen – Herzogenaurach 

Nägelsbachstraße 49a 

 

91052 Erlangen 

Renatastraße 73 80639 München 

Telefon: (089) 1272-0 

Telefax:  (089) 1272-883 

E-Mail: poststelle@bkpv.de 

 

Bearbeiter: Herr A. Weber 

Unser Zeichen: 31- 

Durchwahl: (089) 1272-214 

E-Mail: auftrag_abt3@bkpv.de 

 
  München, 09.07.2025 

 

 

Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2025 des  

Zweckverbands Stadt-Umland-Bahn Nürnberg – Erlangen - Herzogenaurach  

 

 

Sehr geehrte Frau Guttzeit, 

 

wir danken Ihnen für den uns mit Schreiben vom 30.06.2025 erteilten Auftrag, die Prüfung des 

Jahresabschlusses zum 31.12.2025 und des Lageberichtes für das Jahr 2025 durchzuführen. 

 

Wir werden unsere Prüfung entsprechend § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 Gemeinde-

ordnung Bayern (GO) unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer e.V. (IDW) fest-

gelegten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung (vgl. Fachgutachten, Stellungnah-

men und Prüfungsstandards des Instituts der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.), basie-

rend auf den IDW Prüfungsstandards für weniger komplexe Einheiten, durchführen. In diesem 

Zusammenhang haben wir die Berufspflichten einzuhalten und unsere Prüfung so zu planen 

und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 

den Jahresabschluss (unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung) und 

durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 

auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
 

Entsprechend den landesrechtlichen Vorschriften (Art. 107 BayGO) werden wir den Umfang 

der handelsrechtlichen Abschlussprüfung erweitern und dementsprechend auch die Ord-

nungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse prüfen und beur-

teilen.  

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine 

in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung (GoA) durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
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stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren 

und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der GoA 

üben wir während der gesamten Abschlussprüfung pflichtgemäßes Ermessen aus und bewah-

ren eine kritische Grundhaltung. Im Rahmen der Durchführung unserer Prüfung werden wir 

das interne Kontrollsystem, soweit es der Sicherung einer ordnungsmäßigen Rechnungsle-

gung dient, prüfen und beurteilen. Diese Prüfung dient gleichzeitig dazu, Art und Umfang der 

einzelnen Prüfungshandlungen in zweckmäßiger Weise festzulegen. Unsere Prüfungshand-

lungen werden wir - wie berufsüblich – im Rahmen von Auswahlverfahren durchführen. Dieser 

Umstand und die jeder Abschlussprüfung innewohnenden begrenzten Erkenntnis- und Fest-

stellungsmöglichkeiten zusammen mit den immanenten Grenzen eines jeden rechnungsle-

gungsbezogenen internen Kontrollsystems führen zu einem unvermeidlichen Risiko, dass 

selbst wesentliche falsche Angaben unentdeckt bleiben können. Daher werden z.B. Unter-

schlagungen und andere Unregelmäßigkeiten nicht notwendigerweise durch unsere Prüfung 

aufgedeckt. Dieses Risiko ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrü-

gerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Angaben bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. Werden im Rah-

men unserer Prüfung allerdings klärungsbedürftige Sachverhalte aufgedeckt, so werden wir 

Sie hierüber unverzüglich informieren 

 

Darüber hinaus möchten wir darauf hinweisen, dass die ordnungsmäßige Buchführung, die 

Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes nach den deutschen handelsrecht-

lichen und ergänzen landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der 

Satzung sowie die Einrichtung und Aufrechterhaltung eines angemessenen internen Kontroll-

systems in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Zweckverbands liegen. Diese 

Verantwortlichkeit der gesetzlichen Vertreter des Zweckverbands wird durch die Abschlussprü-

fung nicht eingeschränkt. 

 

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurtei-

lung über die geprüfte Rechnungslegung abzugeben. 

 

Über die Prüfung werden wir in gesetzlichem Umfang schriftlich berichten. Gemäß IDW-

Prüfungsstandard 450 umfasst der Prüfungsbericht Gegenstand, Art und Umfang unserer Prü-

fung. Der Prüfungsbericht hat dabei die Aufgabe, durch die Dokumentation wesentlicher Prü-

fungsfeststellungen und –ergebnisse die Überwachung des Unternehmens zu unterstützen. 

Entsprechend dem Ergebnis der Prüfung werden wir einen Bestätigungsvermerk gemäß § 322 

HGB i.V.m. § 7 KommPrV erteilen.  

 

Unbeschadet der vorstehenden Regelung weisen wir darauf hin, dass die Weitergabe unserer 

beruflichen Äußerungen an Dritte über die gesetzlichen Veröffentlichungs- und Offenlegungs-

pflichten (§ 325 ff. HGB) hinaus unserer vorherigen Zustimmung bedarf. Dritte sind durch den 
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Auftraggeber verbindlich darauf hinzuweisen, dass wir ihnen gegenüber keine Haftung oder 

Verpflichtung übernehmen und sie Verschwiegenheit über die erhaltenen Informationen zu 

wahren haben. Falls der geprüfte Jahresabschluss und/oder Lagebericht weitergegeben bzw. 

veröffentlicht werden soll, bedarf der Hinweis auf unseren Bestätigungsvermerk oder auf unse-

re Abschlussprüfung unserer schriftlichen Einwilligung. 

 

Wir gehen davon aus, dass zu Beginn der Prüfung Prüfungsbereitschaft auf Seiten des 

Zweckverbands besteht, insbesondere der Jahresabschluss vorliegt, das Kontroll- und das Ri-

sikofrüherkennungssystem ordnungsgemäß dokumentiert sind, sachkundige Auskunftsperso-

nen verfügbar und auskunftsbereit sind sowie unseren Mitarbeitern ein unbeschränkter Zugang 

zu den für die Prüfung erforderlichen Aufzeichnungen, Schriftstücken und sonstigen Informati-

onen gewährt wird.  

 

Der Auftraggeber verpflichtet sich, uns die nach unserem Ermessen für die Prüfung notwendi-

gen Bestätigungen von Vertragspartnern, Kreditinstituten, Steuerberatern und Rechtsanwälten 

zu ermöglichen und Bescheinigungen zur Prüfung des internen Kontrollsystems bei Dienstleis-

tungsunternehmen vorzulegen. 

 
Es bleibt uns vorbehalten, den bisherigen Abschlussprüfer schriftlich über das Ergebnis der 

bisherigen Prüfung zu befragen und Einsicht in dessen Arbeitspapiere zu nehmen (§ 320 Abs. 

4 HGB). Darüber hinaus können wir andere Prüfer und Sachverständige für bestimmte Berei-

che der Prüfung hinzuziehen und die Ergebnisse der internen Revision verwerten. 

 

Der Zweckverband verpflichtet sich zudem zur Abgabe einer Vollständigkeitserklärung. Zu-

sammen mit der Vollständigkeitserklärung werden wir erforderlichenfalls eine Erklärung der 

gesetzlichen Vertreter über nicht gebuchte Prüfungsdifferenzen einholen. Darüber hinaus wer-

den wir für bedeutsame Einzelsachverhalte (z.B. zu Schätzungsspielräumen, nahestehenden 

Personen und wichtigen Verträgen) Bestätigungen der gesetzlichen Vertreter einholen. 

 
Mit der für die Aufsicht und Überwachung des Zweckverbands zuständigen Person werden wir 

in berufsüblicher Weise kommunizieren. 

Die Kommunikationspflicht des Abschlussprüfers besteht ungeachtet der Kommunikation im 

Prüfungsbericht. Sie umfasst: 

• Die Mitteilung der Verantwortlichkeiten aller Beteiligten 

• Die Abfrage von unterjährigen Erkenntnissen bei den für die Überwachung Ver-

antwortlichen, die eine Relevanz für die Abschlussprüfung haben könnten 

• Ggfls. die Vereinbarung besonderer Prüfungsschwerpunkte 

• Art und Umfang der Prüfung, d. h. inhaltliche Abstimmung der zeitlichen und fachlichen 

Prüfungsplanung 

• Mitteilung von wesentlichen Feststellungen, z. B. Mängel im IKS 
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•      Ggfls. Probleme bei der Prüfungsdurchführung. 

Gemäß den gesetzlichen Verpflichtungen und berufsständischen Vorgaben haben wir für Ihr 

Unternehmen festgestellt, dass die nachfolgende Person faktisch – auch unterjährig – für das 

Unternehmen beratend aber auch überwachend und kontrollierend tätig ist,  

• der Vorsitzende der Verbandsversammlung, Herr Oberbürgermeister Dr. Florian Janik. 

Insoweit stimmt der Zweckverband, vertreten durch die Geschäftsführung, der Entbindung des 

Abschlussprüfers von der Pflicht zur Verschwiegenheit gegenüber der o. a. Person, die mit der 

Überwachung des Unternehmens betraut ist, zu. 

 
Wir verwenden Ihre personenbezogenen und die im Rahmen unseres Auftragsverhältnisses 

zur Verfügung gestellten Daten ausschließlich für Zwecke der Auftragsdurchführung im Rah-

men der Abschlussprüfung und der Einhaltung gesetzlicher und berufsrechtlicher Anforderun-

gen. Dabei beachten wir unsere berufsrechtlichen Verschwiegenheitsverpflichtungen. Mit den 

auf unserer Homepage veröffentlichten Datenschutzhinweisen informieren wir gem. Art. 13 

DSGVO über die Verarbeitung personenbezogener Daten sowie über die Betroffenenrechte. 

 

Sollten im Lagebericht lageberichtsfremde Angaben ohne eine Kennzeichnung enthalten sein, 

behalten wir uns vor, diese nicht in unsere Prüfung einzubeziehen. Wir sind dann ggf. ver-

pflichtet, diese Angaben im Bestätigungsvermerk zu benennen und einen Hinweis aufzuneh-

men, dass diese nicht geprüft wurden. Sollten Sie eine Prüfung der lageberichtsfremden An-

gaben, sofern es welche gibt, wünschen, so beauftragen Sie uns hierzu bitte gesondert. 

 

Sollten Sie beabsichtigen, den von uns geprüften Jahresabschluss und den Lagebericht unter 

Verwendung unseres Bestätigungsvermerks zusammen mit zusätzlichen Informationen zu 

veröffentlichen, werden Sie uns diese Informationen in der Form zuleiten, wie sie zur Veröf-

fentlichung vorgesehen sind. Sie werden uns die jeweiligen Informationen frühestmöglich vor 

ihrer Veröffentlichung, grundsätzlich zu Beginn unserer Prüfung vor Ort, zur Verfügung stellen. 

 

Darüber hinaus möchten wir entsprechend IDW PS 203 darauf aufmerksam machen, dass es 

in der Verantwortung der Unternehmensleitung liegt, uns über alle Ereignisse im Zeitraum zwi-

schen Abschlussstichtag und der Erteilung des Bestätigungsvermerks sowie über Ereignisse 

bis zur Veröffentlichung des Jahresabschlusses zu informieren, die Auswirkungen auf den Jah-

resabschluss haben können. 

 

Wir gehen davon aus, dass wir zur rationelleren Gestaltung des innerbetrieblichen Ablaufs auf-

tragsbezogene Informationen und Daten in elektronisch verwalteten Dateien speichern und 

auswerten dürfen.  

 

Im Rahmen unseres Auftragsverhältnisses werden zur Erleichterung und Beschleunigung der 

Auftragsabwicklung Informationen und Daten auch auf elektronischem Weg ausgetauscht. 

Hierzu greifen wir auf unsere eigenen Ressourcen sowie evtl. auf die Ressourcen weiterer 

Serviceprovider zurück. Sollte im Zusammenhang mit unserer Prüfung eine Kommunikation 

per E-Mail erfolgen, wird keine Vertragspartei Ansprüche aus dem Umstand herleiten, dass E-
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Mail-Nachrichten einschließlich Anhängen von Dritten gelesen, verändert, verfälscht werden, 

verloren gehen oder mit Viren befallen sein können. Wenn Sie es wünschen, werden wir uns 

über ein gemeinsames Verschlüsselungsverfahren verständigen. Soweit wir Ihnen wunschge-

mäß unsere Arbeitsergebnisse in elektronischer Form zuleiten beachten Sie bitte, dass 

gleichwohl allein die Ihnen von uns zugeleitete schriftliche und unterzeichnete Fassung ver-

bindlich ist. Eine elektronische und mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehene 

Fassung hat die gleiche Bindungswirkung wie eine schriftliche und unterzeichnete Fassung. 

 
Grundsätzlich werden nur noch elektronische und mit einer qualifizierten elektronischen Signa-
tur versehene Berichte erstellt. 

 

Weiter gehen wir davon aus, dass wir auf das vorliegende Mandat in geeigneter Form in Bro-

schüren und Publikationen (bspw. Referenzlisten) hinweisen dürfen. Sollten Sie hiermit nicht 

einverstanden sein, bitten wir um einen entsprechenden Hinweis. 

 

Unsere Prüfungsgebühr wird sich nach dem anfallenden Zeitaufwand richten, der zu den 

Stundensätzen gemäß Haushaltssatzung berechnet wird. Daneben werden Auslagen nach un-

serer Haushaltssatzung und Umsatzsteuer berechnet. Wir schätzen aufgrund der geplanten 

Prüfungshandlungen, dass die Prüfungsgebühr den Betrag von 5.900 € (netto) zuzüglich ge-

setzlicher Umsatzsteuer nicht übersteigen wird. Die genannte Gebühr ergibt sich aus der 

Schätzung der anfallenden Prüferstunden und der abzurechnenden Stundensätze gemäß un-

serer Haushaltssatzung. Sollte sich aufgrund unvorhergesehener Umstände im Bereich des 

Auftraggebers eine wesentliche Überschreitung des von uns geschätzten Zeitaufwands ab-

zeichnen, erhöht sich das Honorar entsprechend. Bei der Schätzung des Honorars sind wir 

davon ausgegangen, dass zu Beginn der Prüfung die Prüfungsbereitschaft Ihrerseits gegeben 

ist. 

 

Für den Auftrag gilt die Haftungsbegrenzung für gesetzlich vorgeschriebene Abschlussprüfun-

gen von 1.500.000 € (§ 323 Abs. 2 HGB i. V. mit § 4 Abs. 3 KommPrV). 

 

Als Prüfungsleiterin vor Ort haben wir unsere Mitarbeiterin Frau Dipl.-Kfm. Katharina  

Gunselmann benannt; Sie erreichen Frau Gunselmann über unsere Telefonzentrale  

(089-1272-0) bzw. per Mail: katharina.gunselmann@bkpv.de.  

 

Zum Zeichen Ihres Einverständnisses mit dem Inhalt dieses Schreibens bitten wir Sie, die die-

sem Schreiben beiliegende Zweitschrift zeitnah unterschrieben an uns zurückzusenden. 

 

Wir bedanken uns für das durch die Auftragserteilung zum Ausdruck gebrachte Vertrauen und 

versichern Ihnen, dass wir dem Auftrag unsere volle Aufmerksamkeit widmen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Alexander Weber 







 
 

... 
 
Briefanschrift 
Postfach 6 06, 91511 Ansbach 
 
Frachtanschrift 
Promenade 27, 91522 Ansbach 

Dienstgebäude 
Promenade 27 
Weitere Gebäudeteile 
F Flügelbau 
Th Thörmerhaus 

Weiteres Dienstgebäude 
Bischof-Meiser-Str. 2/4 

Telefon 0981 53-0 
Telefax 0981 53-1456 
E-Mail poststelle@reg-mfr.bayern.de 
Internet 
http://www.regierung.mittelfranken.bayern.de 

Öffentliche Verkehrsmittel 
Bushaltestellen Schlossplatz 
oder Bahnhof der Stadt- und 
Regionallinien 

 

 

 
Kommunale Haushaltswirtschaft; 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan des Zweckverbandes Stadt-Umland-Bahn Nürnberg-
Erlangen-Herzogenaurach (ZV StUB) für das Haushaltsjahr 2026 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
im Ergebnis der rechtsaufsichtlichen Würdigung der o. g. vorgelegten Unterlagen teilen wir Ihnen 
Folgendes mit: 
 
 

1. Haushaltssatzung 
 

1.1 Die in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzten Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 
 

51.374.000 Euro 
 

 werden rechtsaufsichtlich g e n e h m i g t. 
 
 

1.2 Die in der Haushaltssatzung vorgesehene Aufnahme der Verpflichtungsermächtigungen in 
Höhe von 51.374 T€ für die Jahre 2027 bis 2029 (9.724 T€ für 2027, 8.948 T€ für 2028 und 
32.702 T€ für 2029) ist gem. Art. 88 Abs. 5 Satz 1 BayGO i. V. m. Art. 67 Abs. 4 BayGO ge-
nehmigungspflichtig, weil in diesen Jahren im mittelfristigen Finanzplan Kreditaufnahmen in 
Höhe von 2.739 T€ vorgesehen sind. Die Verpflichtungsermächtigungen sind genehmi-
gungsfähig, weil durch diese der Ausgleich künftiger Haushalte nicht gefährdet wird (Art. 88 
Abs. 5 Satz 1 BayGO i. V. m. Art. 67 Abs. 2, 2. Halbsatz GO); die Finanzplanung ist ausge-
glichen. 

 
 
1.3  Die in § 22 der Verbandssatzung vorgesehene Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

im Amtsblatt der Regierung von Mittelfranken kann erst dann erfolgen, wenn der Zweck-
verband ein ausgefertigtes Exemplar der Haushaltssatzung vorlegt. Nach Teil II Ziffer 
4.1 der IMBek vom 05.11.1990 (AllMBl S. 835) über die amtliche Bekanntmachung von 

REGIERUNG VON MITTELFRANKEN 
 

  

 

Regierung von Mittelfranken • Postfach 6 06 • 91511 Ansbach 
 

 

 
Per E-Mail 
Zweckverband StUB - Zweckverband Stadt-
Umland-Bahn 
Nürnberger Straße 69 
91052 Erlangen 

 

  

Ihr Zeichen 
Ihre Nachricht vom 

Unser Zeichen (Bitte bei Antwort angeben) 
Ihre Ansprechpartnerin/Ihr Ansprechpartner 

E-Mail: stefan.barthel@reg-mfr.bayern.de 

02.10.2025 
RMF-SG12-1512-14-358-5 
Herr Barthel 

Telefon  /  Fax 
0981 53- 

Erreichbarkeit 
Promenade 27 

Datum 

1296  /  981296 Zi. Nr. F 254 20.10.2025 
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Satzungen darf die Ausfertigung erst vorgenommen werden, wenn die in diesem Fall er-
forderliche Genehmigung des Gesamtbetrages der Verpflichtungsermächtigungen beim 
Zweckverband eingegangen ist. Mit Eingang unseres Schreibens kann daher die Ausferti-
gung vorgenommen werden. 
 

2. Wirtschaftsplan 

 
2.1  Das Volumen des Erfolgsplanes 2026 gliedert sich in Erträge in Höhe von 3.691 T€ (Vor-

jahr: 3.899 T€) und Aufwendungen in Höhe von 4.058 T€ (Vorjahr: 4.267 T€). Der Er-
folgsplan enthält somit im Wirtschaftsjahr 2026 einen Jahresverlust von 367 T€ (Vorjahr: 
368 T€). 
 
Von den Verbandsmitgliedern wird zur Deckung des Finanzbedarfs 2026 im Erfolgsplan 
eine Umlage in Höhe von 1.696 T€ (Vorjahr: 1.704 T€) erhoben (§ 17 Verbandssatzung). 
 
Die Personalausgaben werden mit 2.315 T€ (Vorjahr: 2.134 T€) veranschlagt. 
 

2.2  Das Volumen des Vermögensplanes steigt 2026 gegenüber dem Vorjahr um 457 T€ auf 
12.311 T€ (Vorjahr: 11.854 T€). 

 
Die geplanten Investitionen des Zweckverbandes sind mit 11.922 T€ (Vorjahr: 11.456 T€) 
veranschlagt. Der Zweckverband investiert laut Investitionsplan vor allem in externe Pla-
nungskosten und den Erwerb von Grundstücken. 
 
Zur Finanzierung der Investitionen stehen überwiegend Umlagen der Verbandsmitglieder 
in Höhe von 11.165 T€ und 1.105 T€ aus der Finanzmittelrücklage zur Verfügung. 
 
Der Zweckverband ist schuldenfrei. Kreditaufnahmen sind im Jahr 2026 nicht geplant. 

 

3. Hinweise 
 
3.1 Nach Art. 73 BayGO soll der festgesetzte Höchstbetrag der Kassenkredite ein Sechstel 

der im Erfolgsplan vorgesehenen Erträge nicht übersteigen. Der Höchstbetrag im Jahr 
2026 beträgt demnach 615 T€. In der Haushaltssatzung 2026 ist ein Betrag in Höhe von 
1.000 T€ vorgesehen und übersteigt somit den Höchstbetrag um 385 T€. 
 

3.2  Die Darstellung der Verpflichtungsermächtigungen wäre zukünftig anhand des Muster 
nach der „Anlage 8 Muster zu § 1 Abs. 3 Nr. 3 KommHV-Doppik“ vorzunehmen. 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtun-
gen, die künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen belasten, sind diesen 
Jahren entsprechend zuzuordnen, nicht zu kumulieren (vgl. Jahre 2027 und 2028). In den 
Jahren 2027 bis 2029 wäre die Höhe der jeweiligen Investition einzutragen. 
Nachrichtlich zu erfassen wären auch die in der mittelfristigen Finanzplanung  
vorgesehene Kreditaufnahmen (ohne Umschuldungskredite). 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
 
Fischer 
Ltd. Regierungsdirektor
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